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I. Veroiientlichungen, die in den Fortfiithrungsnachweis des
Allgemeinen Ministerialblatts aufgenommen werden

103-S, 1140-S

Anderung der Redaktionsrichtlinien

und der Veroffentlichungsbekanntmachung

Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregierung

1.1

1.2

21

2.2
221

2211

2212

2.2.2

vom 25. September 2018, Az. BI14-1528-7-102

Anderung der Redaktionsrichtlinien

Nr. 7.1 der Bekanntmachung der Bayerischen
Staatsregierung tber die Redaktionsrichtlinien
(RedR) vom 16. Juni 2015 (AlIMBL. S. 319), die
durch Nr. 1 der Bekanntmachung vom 17. April
2018 (AlIMBI. S. 341) gedndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

Die Zeile , Allgemeines Ministerialblatt AIIMBL",
die Zeile ,,Amtsblatt des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums der Finanzen, fiir Landesentwicklung
und Heimat FMBL" und die Zeile ,,Amtsblatt der
Bayerischen Staatsministerien fur Unterricht und
Kultus und fir Wissenschaft und Kunst

KWMBL." wird jeweils gestrichen.

Die Zeile ,Bayerisches Justizministerialblatt
JMBL." wird durch die Zeile ,Bayerisches Minis-
terialblatt BayMBL." ersetzt.

Anderung der Veréffentlichungsbekanntmachung

Die Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregie-
rung uber die Veroffentlichungsbekanntmachung
(VeroffBek) vom 15. Dezember 2015 (AlIMBI.
S. 541), die durch Nr. 2 der Bekanntmachung vom
17. April 2018 (AlLIMBL. S. 341) gedndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

In Nr. 2 Satz 2 werden die Worter ,,in dem nach
Nr. 5 einschlagigen Amtsblatt” durch die Wor-
ter ,im Bayerischen Ministerialblatt (BayMBL.)"
ersetzt.

Nr. 3 wird wie folgt gedandert:
Nr. 3.1 wird wie folgt gedndert:

In Satz 1 werden die Worter ,in dem nach Nr. 5
einschlagigen Amtsblatt.” durch die Angabe ,im
BayMBL." ersetzt.

In Satz 4 werden die Worter ,Im einschlédgigen
Amtsblatt” durch die Angabe ,Im BayMBL" ersetzt.

In Nr. 3.3 Satz 2 werden die Worter , Im einschla-
gigen Amtsblatt" durch die Angabe , Im BayMBIL."
ersetzt.

2.3

Die Nrn. 5 und 6 werden wie folgt gefasst:
9. Amtsblatt der Bayerischen Staatsregierung

Das Amtsblatt der Bayerischen Staatsregie-
rung ist das BayMBL. %Es wird auf der Ver-
kiindungsplattform Bayern ausschlieBlich in
elektronischer Form gefiihrt und dort dauer-
haft abrufbar gehalten. 3Ausdrucke kénnen
kostenpflichtig bei einer im Amtsblatt an-
gegebenen Stelle bestellt werden. “Bei der
Staatsbibliothek ist mindestens ein Ausdruck
zur Einsicht fir jeden auf Dauer bereitzuhalten
und aufzubewahren; sie gilt als die Veroffentli-
chung veranlassende Stelle im Sinne des Art. 4
Abs. 2 Satz 2 des Bayerischen E-Government-
Gesetzes.

6. Redaktion

6.1 'Das GVBL wird von der Staatskanzlei redi-
giert und herausgegeben. ?Die zur Veréffent-
lichung im GVBL. bestimmten Vorschriften
sind der Staatskanzlei in der von ihr ndaher
bestimmten Form zu tibermitteln.

6.2 !Herausgeber des BayMBlI. ist die Staatskanz-
lei. 2Sie entscheidet in Zweifelsféllen tiber die
Reihenfolge der Verdffentlichungen. 3Ver-
offentlichungen im BayMBI. auf der von der
Staatsbibliothek betriebenen Verkiindungs-
plattform Bayern werden im Ijbrigen vom
jeweils federfuhrenden Staatsministerium
oder der Staatskanzlei eigenverantwortlich
und in eigener Redaktion veranlasst. In den
Fallen der Nr. 2 Satz 2 und 3 werden Verof-
fentlichungen ausschliefllich von der Staats-
kanzlei veranlasst. °Die zur Veréffentlichung
im BayMBI. bestimmten Vorschriften und
sonstigen Bekanntmachungen sind der Staats-
bibliothek ausschlieBlich tiber das Bayerische
Vorschriftenverwaltungssystem (BayVVS) zu
Ubermitteln.

6.3 Dienach Nr. 3.1 Satz 3, Nr. 6.1 oder Nr. 6.2 ver-
offentlichende Stelle hat sicherzustellen, dass
die Bestimmungen dieser Bekanntmachung
sowie der Redaktionsrichtlinien eingehalten
werden."

Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Januar 2019 in
Kraft.

Der Bayerische Ministerprasident
Dr. Markus Soder
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1132-S

Ehrenpatenschaften
des Bayerischen Ministerprasidenten
bei Mehrlingsgeburten

(Ehrenpatenschafts-Bekanntmachung — PatenBek)

Bekanntmachung des Bayerischen Ministerprasidenten

vom 24. September 2018, Az. Prot3-1360-2-66

Zielsetzung und Voraussetzungen

!Der Bayerische Ministerprédsident {ibernimmt auf
Antrag der Personensorgeberechtigten die Ehren-
patenschaft fiir Mehrlinge ab Drillingen, die ab dem
1. Januar 2018 geboren sind, die deutsche Staatsange-
horigkeit oder die Staatsangehorigkeit eines anderen
Mitgliedstaats der Europaischen Union besitzen und
ihren Hauptwohnsitz im Freistaat Bayern haben. ?Die
Ubernahme der Patenschaft erfolgt durch Aushandi-
gung einer vom Ministerprasidenten unterzeichneten
Urkunde. *Mit der Ubernahme der Patenschaft erkennt
der Freistaat Bayern die besonderen Herausforderun-
gen fur die Familie an, die sich aus einer Mehrlings-
geburt ergeben. *Zweck der Zuwendung ist es, die
einer Mehrlingsfamilie nach der Geburt entstehen-
den Sonderaufwendungen zu decken, die nicht von
den gewohnlichen Aufwendungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes umfasst sind. Verpflichtungen fiir
den Ehrenpaten entstehen aus der Ehrenpatenschaft
nicht.

Art und Hohe der finanziellen Zuwendung

!Die Zuwendung wird einmalig in Héhe von 1000
Euro je Mehrlingskind gewéhrt. 2Sie ist eine freiwil-

3.2

3.3

3.4

lige Leistung und erfolgt einkommensunabhangig im
Rahmen der bereitgestellten Haushaltsmittel. *Ein
Rechtsanspruch auf die Zuwendung besteht nicht.

Verfahren

Die Personensorgeberechtigten sollen von der Wohn-
sitzgemeinde auf die Mdéglichkeit der Ubernahme der
Ehrenpatenschaft hingewiesen werden.

Der Antrag auf Ubernahme der Ehrenpatenschaft ist
von den Personensorgeberechtigten unter Nutzung
des Antragsformulars in der Anlage innerhalb eines
Jahres nach der Geburt der Mehrlinge zu stellen.

!Der von der Wohnsitzgemeinde bestéatigte Antrag ist
bei der Staatskanzlei einzureichen. 2Die Wohnsitz-
gemeinde bestatigt das Vorliegen der Antragsvoraus-
setzungen. *Dazu sind ihr zusammen mit dem Antrag
Kopien der Geburtsurkunden oder der beglaubigten
Ausdrucke aus dem Geburtenregister vorzulegen.
4Die Staatskanzlei entscheidet tiber den Antrag und
zahlt die Zuwendung aus. °Die Auszahlung erfolgt
ausschlieBlich unbar auf ein im Antrag angegebenes
Konto der Personensorgeberechtigten.

!Die vom Ministerprasidenten unterzeichneten Urkun-
den tber die Ehrenpatenschaft werden vom Biurger-
meister der jeweiligen Wohnsitzgemeinde ausgehan-
digt. 2Der Ministerprasident kann sich im Einzelfall
die Aushéndigung selbst vorbehalten.

Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 24. Sep-
tember 2018 in Kraft.

Der Bayerische Ministerprasident
Dr. Markus So6der
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Bayerische Staatskanzlei Anlage
Franz-Josef-StrauR-Ring 1 (zu Nr. 3.2)
80539 Munchen

Antrag auf Ubernahme der Ehrenpatenschaft durch den Bayerischen Ministerprisidenten
bei Mehrlingsgeburten (ab Drillingen)

1. Angaben liber die Eltern

Familienname / Vorname(n) der Mutter Familienname / Vorname(n) des Vaters
Geburtsdatum Geburtsdatum

Postleitzahl, Wohnort Postleitzahl, Wohnort (soweit abweichend)
StralRe, Hausnummer StraRe, Hausnummer (soweit abweichend)
telefonische Erreichbarkeit telefonische Erreichbarkeit (soweit abweichend)

2, Angaben liber die Kinder

Familienname, Vorname(n) Geschlecht Staatsangehdrigkeit

Kind 1

Kind 2

Kind 3

Kind 4

Geburtsdatum der Kinder

Hauptwohnsitz der Kinder

3. Angaben fiir die Uberweisung der Zuwendung
Kontoinhaber

Bank / Sparkasse

IBAN

4. Bestatigung der Angaben

Die Richtigkeit der 0. g. Angaben wird versichert. Wir sind einverstanden, dass die o. g. personenbezogenen Angaben zur
Abwicklung der Patenschaft von der Bayerischen Staatskanzlei als Verantwortlichem verarbeitet werden. Die Einwilligung in die
Datenverarbeitung ist freiwillig. Sie kdnnen sie jederzeit gegenlber der Bayerischen Staatskanzlei widerrufen. Durch den Widerruf
der Einwilligung wird die RechtmaRigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berthrt.
Weitere Informationen zur Datenverarbeitung und zu lhren Rechten nach Datenschutz-Grundverordnung finden Sie in der
Datenschutzerklarung der Internetseite der Bayerischen Staatskanzlei (http://www.bayern.de/service/datenschutz).

Ort, Datum Unterschrift der Mutter / des Vaters

Durch die Wohnsitzgemeinde auszufiillen:

Es wird bestatigt, dass die Voraussetzungen fir die Ehrenpatenschaft i. S. der Bekanntmachung des Bayerischen
Ministerprasidenten vom 24.09.2018 vorliegen und die Angaben der Richtigkeit entsprechen.

Zustandige Wohnsitzgemeinde

Ansprechpartner fir Riickfragen (Name / Telefon)

Ort, Datum Stempel / Unterschrift
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1132-S

Verleihung einer Medaille
fiir besondere Verdienste um den Freistaat Bayern
in Europa und der Welt
(Europamedaillen-Bekanntmachung -
EuMedBek)

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 12. Oktober 2018, Az. CI 4-1265-28-17

1. 'Die Staatskanzlei verleiht fiir besondere Verdiens-
te um den Freistaat Bayern in Europa und der Welt
eine Medaille. %Sie trdgt die Bezeichnung , Europa-
medaille”.

2. 'Die Europamedaille hat einen Durchmesser von
50 mm und besteht aus vergoldetem Feinsilber. 2Auf
der Vorderseite tragt sie das groBe bayerische Staats-
wappen mit der Umschrift ,Bayerische Staatskanzlei”,
auf der Riickseite die Inschrift ,Fir besondere Ver-
dienste um den Freistaat Bayern in Europa und der
Welt". ®Die Medaille wird zusammen mit einer An-
stecknadel in vergoldetem Feinsilber verliehen. “Diese
hat einen Durchmesser von 14 mm. °Sie zeigt das groBe
bayerische Staatswappen und die Umschrift , Europa-
medaille der Bayerischen Staatskanzlei".

3. 'Die Europamedaille ist kein Orden oder Ehrenzeichen
im Sinn des Art. 118 Abs. 5 der Verfassung. 2Sie ist
nicht zum Tragen in der Offentlichkeit bestimmt.

4. Mit der Europamedaille werden in der Regel nicht
mehr als acht Personlichkeiten im Jahr ausgezeichnet.

5. Worschlagsberechtigt sind der Ministerprésident und
fiir ihre Geschéaftsbereiche die Staatsminister. 2Die

Vorschldge werden von einem Medaillenbeirat gepriift
und mit seiner Empfehlung dem fiir Europaangele-
genheiten zustdndigen Mitglied der Staatsregierung
zur Entscheidung unterbreitet. *Der Medaillenbeirat
besteht aus

a) dem vorsitzenden Mitglied des fiir Europaangele-
genheiten zustandigen Ausschusses des Landtags,

b) der Prasidentin oder dem Prasidenten der Baye-
rischen Landeszentrale fiir neue Medien und

c) einer von dem fiir Europaangelegenheiten zustan-
digen Mitglied der Staatsregierung bestimmten
Personlichkeit, der die Europamedaille bereits
verliehen wurde.

4Das Mitglied nach Satz 3 Buchst. ¢ wird fiir die Dauer
von fiinf Jahren in den Medaillenbeirat entsandt. Der
Medaillenbeirat trifft seine Empfehlungen mit der
Mehrheit der Stimmen der Mitgliederzahl.

!Europamedaille und Anstecknadel werden von dem
fiur Europaangelegenheiten zustdndigen Mitglied der
Staatsregierung verliehen. 2Sie gehen in das Eigentum
des Empfangers tber.

Uber die Verleihung wird eine Urkunde ausgestellt, die
gleichzeitig ausgehandigt wird.

'Diese Bekanntmachung tritt am 1. November 2018
in Kraft. 2Mit Ablauf des 31. Oktober 2018 tritt die
Europa-Medaillen-Bekanntmachung (EuMedBek)
vom 6. Mérz 2008 (AlIMBI. S. 171), die zuletzt durch
Bekanntmachung vom 10. Dezember 2014 (A11IMBI.
S. 621) geandert worden ist, auBer Kraft.

Karolina Gernbauer
Staatsratin
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3121.0-1

Anderung der Gemeinsamen Bekanntmachung
zur Feststellung von Alkohol-, Medikamenten-
und Drogeneinfluss bei Straitaten
und Ordnungswidrigkeiten; Sicherstellung
und Beschlagnahme von Fiihrerscheinen

Gemeinsame Bekanntmachung
der Bayerischen Staatsministerien
des Innern und fiir Integration, der Justiz
und fiir Gesundheit und Pflege

vom 8. Oktober 2018, Az. C4-3608.12-1, 4103-11-2067/93

und VII 1/5297-3/1/00

1. Die Gemeinsame Bekanntmachung zur Feststellung
von Alkohol-, Medikamenten- und Drogeneinfluss
bei Straftaten und Ordnungswidrigkeiten; Sicher-
stellung und Beschlagnahme von Fihrerschei-
nen vom 5. April 2001 (AlIMBL. S. 165), die durch
Bekanntmachung vom 30. Oktober 2015 (ALIMBI.
S. 500) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.1 In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu Nr. 10

wie folgt gefasst:
,10. Inkrafttreten, AuBerkrafttreten”.

1.2 Nr. 3.4 wird wie folgt gedndert:

1.2.1 Nach Satz 1 werden die folgenden Séatze eingefiigt:

,Die Entnahme einer Blutprobe bedarf dann keiner
richterlichen Anordnung, wenn bestimmte Tatsa-
chen den Verdacht begriinden, dass eine Straftat
nach §315a Abs.1 Nr. 1, Abs. 2 und 3, §315¢c Abs. 1
Nr. 1 Buchst. a, Abs. 2 und 3 oder § 316 StGB oder
eine Ordnungswidrigkeit nach §§ 24a und 24c StVG
begangen worden ist. Die Anordnungskompetenz
liegt in diesen Fallen bei den Staatsanwaltschaften
und ihren Ermittlungspersonen bzw. in BuBigeldver-

fahren bei den Verfolgungsbehorden.”

1.2.2 In dem neuen Satz 4 wird die Angabe ,§ 46 Abs. 1
und 2" durch die Worter ,,§ 46 Abs. 1, 2 und 4 Satz2"

ersetzt.

1.3 Nr. 10 wird wie folgt gedndert:

1.3.1 Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:
»10. Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten”.

1.3.2 Folgender Satz 3 wird angefiigt:

,Die Gemeinsame Bekanntmachung tritt mit Ablauf

des 31. Dezember 2023 auller Kraft."

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. Dezember 2018
in Kraft.
Schuster Prof. Dr. Arloth
Ministerialdirektor Ministerialdirektor
Nowak

Ministerialdirektorin

963
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AlIMBL

2330-B
Anderung

des Bayerischen Zinsverbilligungsprogramms

zur Forderung von Eigenwohnraum

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

1.1

1.2

1.3

fiir Wohnen, Bau und Verkehr

vom 10. Oktober 2018, Az. 31-4764-1-1

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums des Innern tiber das Bayerische Zinsverbilli-
gungsprogramm zur Férderung von Eigenwohnraum
vom 3. Januar 2005 (AIIMBI. S. 9), die zuletzt durch
Bekanntmachung vom 9. Dezember 2015 (AIIMBL.
S. 550) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

In Nr. 2 wird nach der Angabe , Art. 11" die Angabe
,Abs. 1" eingefiigt.

Nr. 6.5 wird wie folgt gefasst:

,Die Nrn. 33.1 bis 33.8 WFB 2012 sind entsprechend
anzuwenden. Wird erganzend ein Darlehen nach
dem Dritten Teil der WFB 2012 fiir dasselbe Objekt
bewilligt (Kombiférderung), ist hinsichtlich dieses
Darlehens Nr. 33.9 WFB 2012 zu beachten."

Nr. 12 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

+Ausnahmen von diesen Richtlinien bedtirfen der
Zustimmung des Staatsministeriums fiir Wohnen,
Bau und Verkehr.”

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Mai
2018 in Kraft.

Helmut Schiitz
Ministerialdirektor

2330-B

Anderung der Richtlinien fiir die Férderung
von Wohnraum fiir Studierende

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

1.1

fiir Wohnen, Bau und Verkehr

vom 17. Oktober 2018, Az. 31-4741-2-3

Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums des Innern, fiir Bau und Verkehr tiber Richt-
linien fir die Férderung von Wohnraum fiir Studie-
rende vom 4. Dezember 2015 (AIIMBI. S. 546) wird
wie folgt gedndert:

In Nr. 3.3 werden die Worter ,,die Oberste Baube-
horde im Staatsministerium des Innern, fiir Bau und
Verkehr" durch die Worter ,,das Staatsministerium
fiir Wohnen, Bau und Verkehr" und die Worter ,,§ 1
Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung zur Durchfithrung des
Wohnungsrechts und des Besonderen Stddtebau-
rechts (DVWOoR)" durch die Worter ,§ 1 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. a der Durchfiihrungsverordnung Wohnungs-
recht (DVWoR)" ersetzt.

Nr. 15/2018

1.2

1.3

1.4

1.5

1.6

In Nr. 7.1 Satz 5 wird die Angabe ,§ 1 Abs. 2" durch
die Angabe ,§ 1 Abs. 3" ersetzt.

Nr. 10 wird wie folgt gefasst:

,10. Ende der Bindungen bei vorzeitiger vollstdn-
diger Riickzahlung

Wird das Darlehen bzw. der nach Abzug des
Kapitalerlasses noch verbliebene Darlehens-
betrag ohne rechtliche Verpflichtung vorzeitig
vollstandig zurtickgezahlt, enden die Bindun-
gen mit Ablauf des zehnten Kalenderjahres
nach dem Jahr der Riickzahlung, spatestens mit
Ablauf der planméBigen Bindungsdauer.”

In Nr. 11.1 Satz 4 werden die Worter ,,die Oberste
Baubehorde im Staatsministerium des Innern, fur
Bau und Verkehr" durch die Worter ,,das Staats-
ministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr" ersetzt.

In Nr. 17 werden die Worter ,,Die Oberste Baubehorde
im Staatsministerium des Innern, fir Bau und Ver-
kehr" durch die Worter ,, Das Staatsministerium fiir
Wohnen, Bau und Verkehr" ersetzt.

In Nr. 18 Satz 2 werden die Worter ,,der Obersten
Baubehorde im Staatsministerium des Innern, fur
Bau und Verkehr" durch die Worter ,,dem Staats-
ministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr" ersetzt.

Diese Bekanntmachung tritt am 1. November 2018
in Kraft.

Helmut Schiitz
Ministerialdirektor

7531-U

Aufhebung der Bekanntmachung
zum Vollzug des Wasserrechts;
Analysen- und Messverfahren fiir Abwasser

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

fiir Umwelt und Verbraucherschutz

vom 25. September 2018, Az. 52d-U4514-2015/1-5

1. Die Bekanntmachung des Bayerischen Staatsminis-
teriums fir Umwelt und Verbraucherschutz zum Voll-
zug des Wasserrechts; Analysen- und Messverfahren
fir Abwasser vom 6. Juli 2015 (AlIMBI. S. 349) wird
aufgehoben.

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. November 2018 in
Kraft.

Dr. Rudiger Detsch

Ministerialdirektor
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Zuschussfdhige Hochstsdtze
in der Landlichen Entwicklung
(ZHLE)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

fiir Erndhrung, Landwirtschait und Forsten

vom 24. September 2018, Az. E5-7554-1/598

Die ,Zuschussfédhigen Hochstsétze in der Landlichen Ent-
wicklung" (ZHLE) wurden tiberarbeitet und dem allgemei-
nen Lohn- und Preisgeflige angepasst.

1.

11

1.2

3.1

Entschddigung ehrenamtlicher Mitglieder des Vor-
stands der Teilnehmergemeinschait und landwirt-
schaftlicher Sachverstindiger

Als zuschussfahige Ausfiihrungskosten werden in
Erganzung zu den Arbeitshilfen und Vorschriften
fir die Landliche Entwicklung in Bayern (AVLE),
Heft 3, Nr. 3.2.4 anerkannt:

Entschadigung fiir Zeitversaumnis und Verdienst-
ausfall

fir landwirtschaftliche

Sachverstandige je Stunde 15,50€

fur ehrenamtliche Mitglieder
des Vorstands der Teilnehmer-
gemeinschaft sowie im Vertre-

tungsfall deren Stellvertreter je Stunde 12,15€

Die Amter fiir Landliche Entwicklung kénnen in be-
grundeten Ausnahmefdllen, z. B. zur Entschadigung
von Sachverstandigen bei der Wertermittlung von
Sonderkulturen, hohere als die vorstehend genann-
ten Satze als zuschussfahig anerkennen.

Erstattung entstandener notwendiger Mehrauiwen-
dungen

Fahrtkosten, Tage- und Ubernachtungsgeld u. A.
werden nach dem Bayerischen Reisekostengesetz
(BayRKG) erstattet.

Entschddigung der ehrenamtlichen
Feldgeschworenen

!Die Gebiihren fiir die Tétigkeit der ehrenamtlichen
Feldgeschworenen bei Abmarkungs- und Vermes-
sungsarbeiten werden als zuschussfdahig anerkannt.
2Sie werden gemaB Feldgeschworenenbekanntma-
chung (FBek) nach der aufgewendeten Zeit ver-
rechnet. *Die Hohe des Stundensatzes wird nach
MaBgabe der vom jeweiligen Kreistag, in kreisfreien
Stdadten vom jeweiligen Stadtrat, erlassenen Gebiih-
renordnung bemessen.

Vergiitung von Leistungen der Teilnehmer

Als zuschussfahige Ausfithrungskosten werden an-
erkannt:

Vergiitung fiir Arbeitsleistungen

von Messgehilfen, Pflasterern,

Arbeitern u. A. je Stunde 12,15€

1F{r handwerkliche Leistungen, die eine besonde-
re fachliche Qualifikation voraussetzen, kann die

3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.3
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zuschussfahige Vergtitung angemessen erhoht wer-
den. 2Zur Erhéhung der Sétze sind ein Vorstands-
beschluss der Teilnehmergemeinschaft und die Ge-
nehmigung des Amtes fiir Landliche Entwicklung
erforderlich.

Vergiitung fiir Fuhrleistungen

Die nachfolgenden Vergiitungen gelten fur Zug-
maschinen (einschlieBlich Fahrer) mit Anhédnger
oder Anbaugerat.

Transport schiittbarer Giiter / Einsatz von Schlep-
perzubehor (Anbaugerdten)

!Der Stundensatz fiir den Transport schiittbarer Gii-
ter oder den Einsatz von Schlepperzubehdr ergibt
sich aus der Summe von Stundensatz der Zugma-
schine und Stundensatz des Anhangers bzw. des An-
baugerates. 2Beim Transport schiittbarer Giiter wird
der Stundensatz des Anhangers nach Art und Gro-
Be des jeweiligen Anhéngers (zuldssiges Gesamt-
gewicht) bemessen. *Die GroBe des Zugfahrzeugs
bzw. des Anhdngers oder Anbaugerates sind dem
Verwendungszweck anzupassen. *Die Abrechnung
des Einsatzes von Zugmaschine, Anhanger oder
Schlepperzubehor erfolgt nach festgelegten Stun-
densétzen. °Fiir die Berechnung der Vergiitung sind
die aktuell gultigen Netto-Verrechnungsatze des
Maschinenrings zu verwenden, in dessen Zustan-
digkeitsbereich das Verfahrensgebiet liegt. ®*Liegt
ein Verfahrensgebiet im Zustandigkeitsbereich
mehrerer Maschinenringe, so sind die Stunden-
satze des Maschinenrings zu verwenden, dessen
Einsatzgebiet den groBiten Teil am Verfahrensgebiet
einnimmt. ’Dies ist in einem Vorstandsbeschluss der
Teilnehmergemeinschaft zu dokumentieren.

Berechnungsbeispiel fiir den Stundensatz eines
Anhdngers:

— Kipper mit Druckluft, 8 t zuldssiges Gesamtge-
wicht

— Verrechnungssatz Maschinenring: 1,00 € pro t und
Std.

> 8tx 1,00€ (protund Std.) = 8,00 € pro Std.

Vergiitung fiir Sonderfahrzeuge oder -gerite

IFiir Sonderfahrzeuge oder -gerate (z. B. Motorhand-
sdgen, Motorsensen, Hacksler, Frasen, Riittelplatten
0.A)) sind ebenfalls die aktuell geltenden Netto-
Séatze des ortlichen Maschinenrings zu verwenden.
2Fiir Sonderfahrzeuge oder -geréte, die nicht nach
Vergutungssatzen des ortlichen Maschinenrings
verrechnet werden kénnen, sind gesonderte Satze
festzusetzen. 3Fiir diese gesonderten Sétze sind ein
Vorstandsbeschluss der Teilnehmergemeinschaft
und die Genehmigung des Amtes fiir Landliche
Entwicklung erforderlich.

Vergiitung fiir Fahrten mit dem PKW

IFiir Fahrten mit PKW kann eine Wegstrecken-
entschadigung pro Kilometer nach den Sétzen des
BayRKG verrechnet werden; damit sind alle entste-
henden Aufwendungen einschlieBlich der Kosten
fiir Vollkaskoversicherung abgegolten. 2Zuschlage
fur Mitfahrer werden nicht vergtitet.



966

4.1

4.2

5.1

5.2

AIIMBI. Nr. 15/2018

Vergiitung des Einsatzes nicht zuschussfdahig
beschafiter Gerite der Teilnehmergemeinschaft

Abrechnung nach Einsatzstunden

! Abhéngig vom Anschaffungswert (= Kosten zum
Zeitpunkt der Anschaffung) des Gerates konnen je
Einsatzstunde als zuschussfahig anerkannt werden:

Anschaffungswert Vergiitung
in€ in € je Einsatzstunde
bis 2.500 1,60
2.500 - 5.000 3,30
5.000 - 7.500 4,90
7.500 - 10.000 6,50

’Die Vergiitung beinhaltet die Betriebskosten und
die jahrlich anfallenden Festkosten (z.B. jahrliche
Abschreibung, Zinskosten, Reparaturkosten, Un-
terbringungskosten und gegebenenfalls Versiche-
rungskosten). *Besondere VerschleiBteile kénnen
zuschussfahig beschafft werden.

Abrechnung nach Einsatzjahren

Fur Gerate, bei denen eine Abrechnung nach Ein-
satzstunden nur schwer durchftihrbar ist (z. B. Mag-
netsuchgerat, Erdbohrer, Bohrhammer, Wegepflege-
gerat o. A.), kénnen je Einsatzjahr als zuschussfahig
anerkannt werden:

im 1. Jahr 20% des

nach Anschaffung Anschaffungswertes
im 2. und 3. Jahr 15% des

nach Anschaffung Anschaffungswertes
im 4. bis 8. Jahr 10% des

nach Anschaffung Anschaffungswertes
Sonstiges

Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer ist fiir Dienstleistungen bei Eigen-
betriebsarbeiten der Teilnehmergemeinschaften im
Rahmen des § 19 FlurbG nicht zu verrechnen.

Vergiitung der Leistungen von freiberuflich titigen
Architekten und Ingenieuren

Die zuschussfahige Vergtitung von Leistungen
freiberuflich tatiger Architekten und Ingenieure ist
in der Landlichen Entwicklung entsprechend der
Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure
(HOALI) zu ermitteln.

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Oktober 2018 in Kraft. 2Mit Ablauf des 30. Septem-
ber 2018 tritt die Bekanntmachung des Bayerischen
Staatsministeriums fiir Landwirtschaft und Forsten
Uber Zuschussfahige Hochstsdtze in der Land-
lichen Entwicklung (ZHLE) vom 12. Dezember 2006
(AIIMBI. S. 702) auBer Kraft.

Georg Windisch
Ministerialdirigent
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Richtlinie fiir die Dorferneuerungs-
und Infrastrukturprojekte
zur Umsetzung des ELER-Programms
2014 bis 2020 in Bayern

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 26. September 2018, Az. E5-7554-1/606

Grundlagen dieser Richtlinie sind:

— Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sowie die hierzu ergan-
genen einschldgigen Durchfithrungsverordnungen und
delegierten Verordnungen,

— Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie die hierzu ergan-
genen einschldgigen Durchfithrungsverordnungen und
delegierten Verordnungen,

— Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 sowie die hierzu ergan-
genen einschldgigen Durchfithrungsverordnungen und
delegierten Verordnungen,

— Verordnung (EU) Nr. 1310/2013 sowie die hierzu ergan-
genen einschldgigen Durchfithrungsverordnungen und
delegierten Verordnungen,

— Nationale Rahmenregelung der Bundesrepublik
Deutschland (NRR) in der jeweils geltenden Fassung,

— Entwicklungsprogramm fiir den landlichen Raum in
Bayern 2014-2020 (EPLR Bayern 2020) in der jeweils
geltenden Fassung,

— Beschluss der Europdischen Kommission vom 4. Februar
2016: SA.41935 (2015/N) Dorferneuerungs- und Infra-
strukturprojekte in landlichen Gebieten,

— Art. 23 und 44 der Bayerischen Haushaltsordnung
(BayHO) und die Verwaltungsvorschriften hierzu.

Praambel

1Ziel dieser Richtlinie ist die Umsetzung von ELER-
geforderten Projekten in der Landlichen Entwicklung
auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013. ?Die
Forderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der
verfiigharen Haushaltsmittel. 3Insbesondere gelten die
Art. 23 und 44 BayHO sowie die entsprechenden Verwal-
tungsvorschriften (VV) zur BayHO.

1. Dorferneuerung

1.1 Zweck der Zuwendung

!Projekte der Dorferneuerung dienen der nach-
haltigen Verbesserung der Lebens-, Wohn- und
Arbeitsverhéltnisse auf dem Lande. 2Durch die
Forderung dieser Projekte sollen die Innenent-
wicklung der Dorfer und der sparsame Umgang mit
Grund und Boden unterstiitzt und der eigenstan-
dige Charakter der landlichen Siedlungen und der
Kulturlandschaft erhalten werden. *Damit sollen
die Dorfer und léandlich strukturierten Gemeinden
vor dem Hintergrund der aktuellen Herausforde-
rungen, insbesondere des demografischen Wandels
und des Klimawandels, auf kiinftige Erfordernisse
vorbereitet werden.

. Nr. 15/2018
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Gegenstand der Forderung

!Nach dieser Richtlinie kénnen Investitionen in
die Schaffung, Verbesserung oder Ausdehnung
nachfolgender Projekte gefoérdert werden:

Kleine Infrastrukturen, wie

a) die dorf- und bedarfsgerechte Verbesserung der
Verkehrsverhaltnisse,

b) dorfgerechte Freiflachen und Pléatze einschlieB-
lich ihrer Ausstattung.

2Hierzu gehéren auch gestalterische Verbesserun-
gen im Ubergangsbereich der 6ffentlichen zu den
privaten Flachen.

Lokale Basisdienstleistungen fiir die landliche
Bevolkerung, einschlieflich Freizeit und Kultur,
und die dazugehorige Infrastruktur, wie

a) dorfgerechte offentliche Einrichtungen zur
Forderung der Dorfgemeinschaft oder der
Dorfkultur,

b) die Erhaltung, Umnutzung und Gestaltung von
Gebéuden fiir gemeinschaftliche oder gemeind-
liche Zwecke und von ortsplanerisch, kultur-
historisch oder denkmalpflegerisch besonders
wertvollen 6ffentlichen Gebauden.

Fordervoraussetzungen

Der Gemeindeteil darf nicht mehr als 2000 Ein-
wohner haben.

Der Zuwendungsempfdnger muss mindestens
wéahrend der Zweckbindungsfrist nach Nr. 3.4.8
der Nutzer oder Betreiber der Einrichtung nach
Nr. 1.2.1.2 sein. Eine kommerzielle Nutzung
sowie eine Vermietung oder Verpachtung der
Einrichtung ist nicht zuldssig.

Von der Férderung ausgeschlossen sind

— Projekte der dorf- und bedarfsgerechten Verbes-
serung der Verkehrsverhéltnisse (vgl. Nr. 1.2.1.1
Buchst. a)

e zur erstmaligen Herstellung von Erschlie-
Bungsanlagen im Sinn von §127 BauGB
mit Ausnahme der Ausgaben fiir Erschlie-
Bungsprojekte im Altortbereich, soweit diese
zur Innenentwicklung erforderlich und die
Ausgaben von der Gemeinde zu tragen sind,

an Ortsdurchfahrten im Zuge von Kreis-,
Staats- oder BundesstraB3en, soweit sie nicht
in der Baulast der Gemeinde liegen, nicht
in deren Baulast tibergehen, sich nicht auf
die Einbindung in das dorfliche Umfeld
beschranken oder nicht unmittelbar durch das
beantragte Projekt verursacht sind,

— die Ausgaben fiir Planungen,

— kommunale Eigenregiearbeiten.

Dem ldandlichen Charakter angepasste Infrastruk-
turprojekte

Zweck der Zuwendung

!Die Férderung zielt darauf ab, die Entwicklung
der landlichen Raume als Lebens-, Arbeits-, Erho-
lungs- und Naturrdume durch dem landlichen Cha-
rakter angepasste Infrastrukturprojekte zu sichern



968

2.2
2.2.1

2.2.2

3.2
3.2.1

AIIMBI. Nr. 15/2018

und weiterzuentwickeln. 2Die Projekte sollen zu
einer positiven Entwicklung der Agrarstruktur und
einer nachhaltigen Starkung der Wirtschaftskraft
beitragen.

Gegenstand der Forderung

Nach dieser Richtlinie kénnen Investitionen in die
Schaffung, Verbesserung oder Ausdehnung aller
Arten von kleinen Infrastrukturen, namlich die
Herstellung von Verbindungswegen zu Einzel-
hofen und Weilern sowie — wenn hierfiir ein Ge-
samtkonzept vorliegt — von Feld- und Waldwegen,
jeweils einschlieBlich griuner Infrastruktur, gefor-
dert werden.

Von der Férderung ausgeschlossen sind

— Projekte zur Erschliefung von Neubau-,
Gewerbe- und Industriegebieten,

— die Ausgaben fir Planungen,

— kommunale Eigenregiearbeiten.

Ubergreifende Regelungen zu den Nrn. 1 und 2
Voraussetzungen fiir die Zuwendungsfdhigkeit

Gefordert werden konnen nur

— Projekte, die in landlichen Gebieten liegen. Das
landliche Gebiet umfasst grundsatzlich das ge-
samte Staatsgebiet ohne die Gemeinden mit
mehr als 65000 Einwohnern. Ladndlich gepragte
Teile von Gemeinden mit mehr als 65000 Ein-
wohnern zahlen jedoch zum landlichen Gebiet,
wenn mindestens zwei Drittel der Flache der
Gemarkung, in der der Gemeindeteil liegt, land-
und forstwirtschaftliche Flache ist.

— Projekte in Orten mit weniger als 10000 Ein-
wohnern.

— kleine Infrastrukturen, das sind Anlagen, die
von ihrem Wesen her von den Gemeinden zu
schaffen und zu unterhalten sind. Anpassungen
an Anlagen (wie z. B. hoher klassifizierten Stra-
Ben), auf die dies nicht zutrifft, konnen gefordert
werden, wenn diese durch die Herstellung oder
Verbesserung kleiner Infrastrukturprojekte ver-
anlasst sind. Die zuwendungsfdhigen Ausgaben
(ohne Umsatzsteuer) dirfen maximal 1,5 Millio-
nen Euro, miissen aber mindestens 25000 Euro
(Bagatellgrenze fiir Bewilligungen) betragen.

— Projekte, die mit den Pldanen fiir die Entwick-
lung der Gemeinden und Dérfer in landlichen
Gebieten libereinstimmen, wenn sie existieren,
oder im Einklang mit allen relevanten lokalen
Entwicklungsstrategien stehen.

— Projekte, die nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik zur Ausfihrung kommen.

Art, Umfang und Hoéhe der Féorderung
Art der Forderung

!Die Zuwendungen werden als Zuschuss (Pro-
jektforderung) im Wege der Anteilfinanzierung
gewdhrt. 2Dazu werden Férdermittel der Euro-
pédischen Union, des Bundes und des Freistaates
Bayern eingesetzt.

3.2.2

3.2.3

3.3
3.3.1

3.3.2

3.3.3

3.4
34.1

3.4.2

Zuwendungsféhige 6ffentliche Ausgaben

Zuwendungsféhig sind die im Rahmen der Aus-
fihrung des Projekts tatsdachlich entstandenen
offentlichen Ausgaben ohne Umsatzsteuer, Preis-
nachlasse (z. B. Rabatte, Skonti) und ohne unbare
Eigenleistungen (z. B. Sachleistungen einschlieB3-
lich Sachspenden).

Hohe der Férderung

Der bffentliche Beitrag gemaR Art. 2 Abs. 1 Buchst. d
der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 umfasst bei
allen Projekten die gesamte Hohe der zuwendungs-
fahigen offentlichen Ausgaben. 2Die Beteiligung
der Europdischen Union betragt 50 % der zuwen-
dungsfahigen éffentlichen Ausgaben. *Weitere 10 %
sind Mittel des Bundes und/oder des Freistaates
Bayern. 4Die restlichen 40 % werden durch &ffent-
liche Mittel der Zuwendungsempfénger (sonstige
[kommunale] 6ffentliche Mittel) aufgebracht. >Die
zuwendungsfahigen offentlichen Ausgaben der
Zuwendungsempfanger werden demnach mit 60 %
bezuschusst.

Weitere Zuwendungsbestimmungen
Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger nach dieser Richtlinie sind
bayerische Gemeinden.

Bagatellgrenze fiir Auszahlungen

Unterschreiten die tatsachlichen zuwendungs-
fahigen oOffentlichen Ausgaben den Betrag von
25000 Euro, wird keine Férderung gewéahrt (vgl.
Nr. 3.4.7).

Mehrfachférderung

Projekte, die aus Mitteln anderer oOffentlicher
Forderprogramme bezuschusst werden, dirfen
nicht gleichzeitig nach dieser Richtlinie geférdert
werden.

Verfahren
Antrags- und Bewilligungsbehorde

Antrags- und Bewilligungsbehorde ist das o6rtlich
zustandige Amt fiir Landliche Entwicklung (ALE).

Antragstellung

'Die offiziellen Antragsvordrucke und weitere
Details zur Antragstellung (Einreichungsfristen,
Auswahlsystem, im Rahmen der Haushaltsmittel
zur Verfiigung stehender Plafond, Mindestqualitat
fiir die Auswahl u.a.) werden veroffentlicht. 2Der
Antrag auf Férderung ist unter Verwendung der
offiziellen Antragsvordrucke beim ALE schrift-
lich einzureichen und muss mindestens folgende
Angaben enthalten:

— Name der Gemeinde,

— Angaben zur Einwohnerzahl,

— Beschreibung des Projekts einschlieBlich An-
gabe des Umsetzungsorts/-gebiets,

— geplanter Zeitpunkt des Beginns und des
Abschlusses des Projekts,

— Aufstellung der zuwendungsfahigen 6ffentlichen
Ausgaben fir das Projekt und

— Angabe der Hohe des daraus resultierenden
Zuschusses.
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Entscheidung tiber den Antrag

!Die Antrage werden nach Priifung der Férder-
voraussetzungen einem bayernweiten Auswahl-
verfahren unterzogen. *Die Auswahl erfolgt auf
Grundlage einer Rangliste. 3Sie basiert auf der
erreichten Punktzahl, die auf der Grundlage von
Auswahlkriterien fir das jeweilige Projekt ermittelt
wurde. “Alle Projekte, die die vorgegebene Min-
destpunktzahl erreichen oder tiberschreiten, wer-
den einer absteigend sortierten bayernweiten Rei-
hung unterzogen. >Ausgewahlt werden die Projekte
mit den héchsten Punkten, bis der fiir die Auswahl
vorgegebene Plafond ausgeschépft ist. Antrage,
die die Fordervoraussetzungen nicht erfiillen, die
vorgegebene Mindestpunktzahl nicht erreichen
oder wegen des ausgeschopften Plafonds nicht be-
rucksichtigt werden kénnen, werden abgelehnt.
"Die Gemeinden haben die Moglichkeit, einen
erneuten Antrag in eventuell abgednderter Form
zu einem spdteren Einreichungstermin zu stellen.

Beginn des Projekts

'Das Projekt darf vor Bewilligung nicht begonnen
sein. 2Eine vorherige Zustimmung zum Beginn ist
nicht zuldssig.

Bewilligung

Nach durchgeftihrter Prifung der Férdervorausset-
zungen und Auswahl gemdB Nr. 3.4.3 erfolgt die
Bewilligung des Projekts (Zuwendungsbescheid)
durch das jeweils ortlich zustandige ALE.

Zahlungsantrag

!Der Zuwendungsempfanger hat der Bewilligungs-
behoérde den Zahlungsantrag vorzulegen. 2Voraus-
setzung hierfir ist die Fertigstellung und erfolgte
Schlussabrechnung des Projekts.

Auszahlung

!Die Auszahlung der Férdermittel erfolgt nach Prii-
fung des Zahlungsantrags (Bagatellgrenze siehe
Nr. 3.3.2). ?Teilzahlungen sind nicht zuléssig.

Zweckbindungsfrist

!Die Zweckbindungsfrist betragt bei geférderten
Bauten und baulichen Anlagen zwolf Jahre, bei
sonstigen geférderten Gegenstanden fiinf Jahre.
’Die Zweckbindungsfrist beginnt mit der Schluss-
zahlung. *Wird das geférderte Projekt innerhalb
der genannten Fristen verauBert oder nicht mehr
dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet,
kann die Zuwendung zumindest anteilig zurtick-
gefordert werden.

Prufungsrecht

Der Bewilligungsbehérde, dem Staatsministeri-
um fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

3.5

3.6

3.7

3.8

einschlieBlich seiner nachgeordneten Behorden,
dem Bayerischen Obersten Rechnungshof sowie
den Prifungsorganen der Europdischen Union
steht das Prifungsrecht gegeniiber dem Zuwen-
dungsempfanger zu. 2Der Zuwendungsempfan-
ger hat dazu alle priifungsrelevanten Unterlagen
mindestens bis zum Ablauf der Zweckbindungsfrist
aufzubewahren.

Aufhebung des Zuwendungsbescheides, Riick-
forderung

!Die Aufhebung (Riicknahme oder Widerruf) von
Zuwendungsbescheiden, die Erstattung von zu
Unrecht ausgereichten Zuwendungen und die Ver-
héngung von Sanktionen richten sich nach den fir
die Forderung einschldgigen Rechtsvorschriften
und den im jeweiligen Zuwendungsbescheid ent-
haltenen Nebenbestimmungen. 2Die Erhebung von
Gebtihren richtet sich nach dem Kostengesetz.

Veroffentlichung der Begiinstigten

Die Veroéffentlichung der Begiinstigten erfolgt
gemaDB Art. 111 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.

Information und Oifentlichkeitsarbeit

Die im Anhang III der Durchfiihrungsverordnung
(EU) Nr. 808/2014 genannten Durchfiihrungsvor-
schriften zu Art. 66 Abs. 1 Buchst. i der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013 zur Regelung der Informations-
und Publizitdtsverpflichtungen sind zu beachten.

Sonstige Bestimmungen

Die Allgemeinen Nebenbestimmungen fur Zu-
wendungen zur Projektfédrderung an kommunale
Korperschaften (ANBest-K) sind, soweit nicht in
dieser Richtlinie oder im Zuwendungsbescheid
etwas anderes bestimmt ist, anzuwenden.

Inkrafttreten, AuBlerkrafttreten

!Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2018 in Kraft. 2Sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2021 auBer Kraft. *Die Bekannt-
machung des Bayerischen Staatsministeriums
fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten tiber
die Richtlinie fir die Dorferneuerungs- und
Infrastrukturprojekte zur Umsetzung des ELER-
Programms 2014 bis 2020 in Bayern vom 16. Fe-
bruar 2016 (ALIMBL. S. 1481) tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2017 auBer Kraft. “MaBgeblich fiir
die Entscheidung tiber den Antrag geméaf3 Nr. 3.4.3
ist die zum Zeitpunkt der Auswahl des jeweiligen
Projekts geltende Richtlinie.

Maximilian Geierhos
Ministerialdirigent
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Richtlinie fiir Zuwendungen
zu waldbaulichen Mafinahmen

im Rahmen eines forstlichen Forderprogramms

(WALDEOPR 2018)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

1.2

1.3

fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

vom 22. Dezember 2017, Az. F2-7752.1-1/142

Rechtsgrundlagen und Zuwendungszweck
Rechtsgrundlagen
Grundlagen dieser Richtlinie sind:

— die Rahmenregelung der Europdischen Union
fur staatliche Beihilfen im Agrar- und Forst-
sektor und in landlichen Gebieten 2014-2020
(2014/C 204/01),

— der Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
.Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiis-
tenschutzes"” 2014-2017 gemalB §5 des GAK-
Gesetzes,

— das Gesetz zu dem Ubereinkommen vom
7. November 1991 zum Schutz der Alpen
(Alpenkonvention),

— die Art. 1, 2, 14, 20, 21 und 22 des Waldgesetzes
far Bayern (BayWaldG).

Rechtliche Bestimmungen

1Die Férderung erfolgt ohne Rechtsanspruch im
Rahmen der verfiigharen Haushaltsmittel. 2Die
Fordermittel sind Zuwendungen im Sinn der
Art. 23 und 44 der Bayerischen Haushaltsordnung
(BayHO). °Es gelten deshalb die Verwaltungs-
vorschriften zur Bayerischen Haushaltsordnung
(VV-BayHO) zu diesen Artikeln sowie die jeweils
anzuwendenden Allgemeinen Nebenbestim-
mungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung
(ANBest-P) und Allgemeinen Nebenbestimmun-
gen zur Projektférderung an kommunale Kor-
perschaften (ANBest-K), soweit im Zuwendungs-
bescheid und in dieser Richtlinie nicht etwas
anderes bestimmt ist. “Die in den allgemeinen
Nebenbestimmungen genannten Prifrechte
stehen im Fall einer Kofinanzierung mit Bundes-
mitteln auch den Organen des Bundes zu.

Zuwendungszweck
1Zweck der Forderung ist es,

— die Waldflache zu erhalten und zu vermehren,

— einen standortgemaBen, klimatoleranten und
moglichst naturnahen Zustand des Waldes zu
bewahren oder herzustellen,

— die Waldfunktionen dauerhaft zu sichern,
— den Wald nachhaltig zu bewirtschaften,

— die biologische Vielfalt des Waldes zu erhalten
und zu verbessern und

— einen Ausgleich zwischen den Belangen der

Allgemeinheit und der Waldbesitzerinnen und
Waldbesitzer herbeizufiihren.

2Bei der Vergabe der Mittel kénnen forstpolitische
Forderschwerpunkte gebildet werden. 3Als solche

2.1
211

2.2
221

2.2.2

2.3
2.31

2.3.11

gelten insbesondere MafBnahmen zur Anpassung
der Wélder an den Klimawandel sowie zur Besei-
tigung oder Verhinderung von Schadereignissen
und Folgeschaden. “Dazu kann das Staatsministe-
rium fir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten
(StMELF) Fordersatze reduzieren oder Féordermal3-
nahmen aussetzen.

Gegenstand der Forderung
Kulturbegriindung
Erstaufforstung (Nrn. 4.1.1 bis 4.1.8)

IGeférdert wird die Begriindung neuer klimatole-
ranter Misch- und Laubwaélder durch Pflanzung
oder Saat standortgeméafBer Baum- und Strauch-
arten auf bisher nicht forstwirtschaftlich genutzten
Flachen einschlieBlich Sicherung und Nachbes-
serung der Kultur. ?Bei Verwendung von Forst-
pflanzen mit tberprifbarer Herkunft (zertifiziertes
Pflanzgut), Ballenpflanzen, Strduchern, seltenen
Baumarten, GroBpflanzen, Markierungsstaben
oder Wuchshilfen werden Zuschlage gewahrt.

Wiederaufforstung (Nrn. 4.1.1 bis 4.1.7, 4.1.9)

IGeférdert wird die Verjiingung von Wald durch
Pflanzung oder Saat von standortgemafen Baum-
und Straucharten zur Schaffung von klimatole-
ranten Misch- und Laubbestdnden einschlieBlich
Sicherung und Nachbesserung der Kultur. >Zur
Wiederaufforstung zdhlen auch Vorbau, Unter-
bau, Umbau, Ergénzungspflanzung und Nachbes-
serung. °Bei Verwendung von Forstpflanzen mit
uUberprufbarer Herkunft (zertifiziertes Pflanzgut),
Ballenpflanzen, Strduchern, seltenen Baumarten,
GroBpflanzen, Markierungsstdben, Wuchshilfen
oder dem Entfernen kulturhinderlicher Bestockung
werden Zuschldage gewdhrt.

Naturverjingung (Nr. 4.1.10)

Gefordert wird die Verjuingung von Wald durch
naturliche Verjingung von standortgemalen
Baumarten zur Schaffung von klimatoleranten
Misch- und Laubbestdnden, insbesondere Siche-
rung und Pflege der Verjingung.

Bestands- und Bodenpflege

Jungbestandspflege (Nr. 4.2.1)

Gefordert wird die Pflege junger Nadel-, Misch-
und Laubbestande durch Mischungs- und
Standraumregulierung ohne Einsatz von Pflan-
zenschutzmitteln zum Erhalt standortgemaBer
Mischbaumarten und zur Verbesserung der
Bestandsstabilitat und -vitalitat.

Bodenschutzkalkung (Nr. 4.2.2)

Gefordert wird die Kalkung von Waldbestdnden
auf versauerten oder zur Versauerung neigenden
Standorten zur Behebung von Néahrstoffméngeln
und zur Verbesserung der Bestandsstabilitat und
-vitalitat.

WaldschutzmaBnahmen (Nr. 4.3)

Vorbeugung und Bekdmpfung rindenbriitender
Insekten (Nr. 4.3.1)

Vorbeugung und Bekampfung im Schutzwald
(Nr. 4.3.1.1)
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Gefordert wird die insektizidfreie, waldschutzwirk-
same Aufarbeitung von Schadholz im Schutzwald
nach Art. 10 Abs. 1 BayWaldG.

Vorbeugung und Bekdmpfung auBerhalb des
Schutzwaldes (Nr. 4.3.1.2)

Gefordert wird die insektizidfreie, waldschutzwirk-
same Aufarbeitung von Schadholz auBlerhalb des
Schutzwaldes, wenn hierfiir eine gesonderte Ge-
nehmigung durch das StMELF in Abstimmung mit
dem Staatsministerium der Finanzen, fiir Landes-
entwicklung und Heimat (StMFLH) vorliegt.

Vorbeugung und Bekdmpfung von Larvenfral3
(Nr. 4.3.2)

Gefordert werden Vorbeugung und Bekampfung
von Larvenfrall waldschadlicher Insekten, wenn
durch die zustandige Behorde die Bekampfungs-
notwendigkeit festgestellt und eine Genehmigung
erteilt wurde.

Vorbeugung und Bekdampfung schadlicher Orga-
nismen (Nr. 4.3.3)

Gefordert werden Vorbeugung und Bekdampfung
von bestandsbedrohenden Schadorganismen,
wenn hierfiir eine gesonderte Genehmigung durch
das StMELF vorliegt.

Bewirtschaftung von Sonderstandorten (Nr. 4.4)

Gefordert wird der Einsatz von Seilbahnanlagen
im Schutzwald und auf Sonderstandorten, wenn
dies zur Verbesserung der Waldfunktionen oder
aus Waldschutzgrinden notwendig ist.

Vorarbeiten (Nr. 4.5)

lGefordert werden Vorarbeiten, die dem Wald-
umbau, der Umstellung auf eine klimaangepasste
Waldbewirtschaftung, der Beurteilung waldbau-
licher MaBnahmen (z.B. Kalkung), dem Wald-
schutz oder der Schadensbehebung dienen. >Zu
den Vorarbeiten gehéren Gutachten, fachliche Stel-
lungnahmen und die Anlage von Weiserflachen.
SDartiber hinausgehende MaBnahmen sind im
Einzelfall nur féorderfédhig, wenn das StMELF in
Abstimmung mit dem StMFLH vor MaBnahmen-
beginn seine Zustimmung erteilt hat.

Integrative Waldbewirtschaftung (Nr. 4.6)
Waldlebensgemeinschaften (Nr. 4.6.1)

!Geférdert werden MaBnahmen zum Erhalt und
zur Verbesserung der Artenvielfalt und gene-
tischen Vielfalt im Wald. 2Férderfahig sind der
Erhalt seltener Baumarten, die Anlage und Pflege
von Feuchtbiotopen im Wald und der Erhalt alter
Samenbdume. *Dariiber hinausgehende MaBnah-
men sind im Einzelfall nur férderfahig, wenn das
StMELF in Abstimmung mit dem StMFLH vor
MaBnahmenbeginn seine Zustimmung erteilt hat.

Bodenschonende Bringung (Nr. 4.6.2)

Gefordert wird das Ricken mit Pferden, der Ein-
satz von Traktionswinden oder von leichten Seil-
krdnen in Steillagen.

2.7

2.8

2.9

3.1

3.2

Waldbrand- und Hochwasserschaden (Nr. 4.7)

Anteilig erstattet wird der durch Feuer oder Hoch-
wasser am Bestand entstandene Schadenswert, so-
fern vom Schéadiger oder von einem Dritten kein
Ersatz erlangt werden kann.

Forderschwerpunkte (Nr. 4.8)

Zum Ausgleich erschwerter Arbeitsbedingungen
und als Anreiz fir einen verstarkten Waldumbau
wird in

— Schutzwdéldern,

— Bergwaldern,

— Natura 2000-Gebieten,

— Waldern mit erhohtem Klimarisiko und

— Kleinstprivatwaldern

eine erhohte Forderung fur Kultur- und PflegemalB-
nahmen gewdhrt.

Uberregionale Schadereignisse (Nr. 4.9)

Zum Ausgleich erschwerter Arbeitsbedingungen
und hoherer Kosten kann im Falle iberregionaler
Schadereignisse ein Zuschlag fiir die MaBnahmen
Wiederaufforstung (Nr. 2.1.2) und Jungbestands-
pflege (Nr. 2.2.1) gewdhrt werden.

Zuwendungsempfidanger
Zuwendungsempfanger sind die Antragsberechtig-

ten bzw. die oder der Antragsberechtigte.

Antragsberechtigte

! Antragsberechtigt sind

— Eigentiimerinnen und Eigentiimer sowie Be-
wirtschafterinnen und Bewirtschafter forstwirt-
schaftlich genutzter Flachen,

— Eigentiimerinnen und Eigentimer sowie Be-
wirtschafterinnen und Bewirtschafter nicht
forstwirtschaftlich genutzter Flachen, auf denen
Wald neu begriindet werden soll,

— Tréager tiberbetrieblich durchgefiihrter MafBnah-
men.

2Trager einer iiberbetrieblichen MaBnahme im
Korperschafts- oder Privatwald kénnen sein

— an der MaBnahme beteiligte Waldbesitzerinnen
und Waldbesitzer,

— kommunale Koérperschaften,

— anerkannte forstwirtschaftliche Zusammen-
schliisse, wenn sie satzungsgemal dazu geeig-
net sind, fiir ihre Mitglieder,

— das Land.

3MaBnahmentrager und Antragstellerinnen bzw.
Antragsteller, die nicht Eigentiimerin oder Eigen-
timer der beantragten Forderflache(n) sind, wer-
den nur mit schriftlicher Einverstandniserklarung
der Eigentiimerin oder des Eigentiimers gefordert.

Nicht Antragsberechtigte

Nicht antragsberechtigt sind
— der Bund,

— das Land (auBer als MaBnahmentrager),
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— juristische Personen, deren Kapitalvermdgen
sich zu mindestens 25 % in Handen von Bund
oder Landern befindet.

Zuwendungsvoraussetzungen

1Die MaBnahmen miissen nach Art und Umfang
forstfachlich notwendigq sein. ?Bei der Planung der
FordermaBnahmen sind vorhandene Standort-
informationen, Operate und Gutachten zu bertick-
sichtigen. 3Die Umsetzung der FérdermaBnahmen
muss mit geeigneten Verfahren und Gerdten erfol-
gen. “MaBnahmen, die der Forschung und Lehre
dienen, sind in Absprache mit dem StMELF im
Einzelfall férderfahig. °In Natura 2000-Gebieten
ist die Vereinbarkeit mit den Erhaltungszielen
zu beachten. ®Das gilt auch fiir sonstige Schutz-
gebiete, gesetzlich geschiitzte Biotope sowie
Lebensraumtypen und Arten im Sinn des § 19 des
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG).

Kulturbegriindungen (Nrn. 2.1.1 und 2.1.2)
Allgemeine Bestimmungen

IFérdervoraussetzung ist die Begriindung stand-
ortgemaBer, klimatoleranter Walder aus Laub- und
Nadelhélzern. 2In Fallen fehlender standértlicher
Eignung fiir Laubholzer ist auch das Begriinden
von Nadelbestdnden foérderfahig. *Im Falle der
Forderung einer Erst- oder Wiederaufforstung mit
Bindefrist diirfen wahrend der Bindefrist maxi-
mal 20% der Pflanzen ausfallen oder durch an-
dere Baumarten ersetzt werden. “Forderfahig ist
die Nachbesserung einer geférderten Erst- oder
Wiederaufforstung wahrend der Bindefrist, wenn
aufgrund eines nattiirlichen Ereignisses, das die
Antragstellerin bzw. der Antragsteller nicht zu
vertreten hat (z.B. Frost, Trockenheit, Uber-
schwemmung, Pilze, Insekten), mehr als 30 % der
Kulturpflanzen bzw. bei Saat der Kulturflache
ausgefallen sind und die Waldbesitzerin bzw. der
Waldbesitzer keine Ersatzanspriiche gegen Dritte
geltend machen kann. °Nicht férderfahig sind
Nachbesserungen, die wegen Schaden durch Wild
erforderlich werden.

Herkiinfte

1Bei Kulturbegriindungen durch Pflanzung oder
Saat mussen standortgerechte Baumarten und
geeignete Herkiinfte verwendet werden (vgl.
Bayerisches Staatsministerium fir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten [Hrsg.]: Herkunfts-
empfehlungen fir forstliches Vermehrungsgut in
Bayern in der jeweils geltenden Fassung, http:/
www.asp.bayern.de/074380/index.php). 2Dabei
sind standortheimische Baumarten angemessen
zu beteiligen. ®Die Verwendung von Wildlingen
oder Saatgut aus dem eigenen Wald ist forderféahig,
sofern der Ausgangsbestand hierfiir qualitativ
geeignet ist. “Thre Gewinnung ist bereits vorab
der Bewilligungsbehorde fiir Kontrollzwecke an-
zuzeigen.

Pflanzenzahl

!Die Verjiingungen miissen eine nach Standort
und Zielbaumarten angemessene Pflanzenzahl
und Pflanzenverteilung aufweisen. *Die Ent-
scheidung tiber eine waldbaulich sinnvolle Pflan-

4.1.7.1

4.1.72

zenzahl und Pflanzenverteilung trifft die Bewilli-
gungsbehorde. *Der Herkunfts-/Mengennachweis
ist durch Vorlage der Rechnung zu erbringen. “Die
Rechnung muss einen eindeutigen Bezug zur
FoérdermaBnahme haben.

Laub- und Mischbestande

Bei der Erst- und Wiederaufforstung von Misch-
bestanden miissen mindestens 50 % der Forderfla-
che mit Laubholz aufgeforstet werden. 2Das Laub-
holz muss 6kologisch wirksam verteilt sein und
ist moglichst gruppen- bis horstweise einzubrin-
gen. >Bei der Begriindung von Laubbestdnden ist
Nadelholz nicht férderfahig. “WeiBtanne, Eibe und
Straucher sind bei standértlicher Eignung dem
Laubholz gleichgestellt. >AuBer in Fallen fehlen-
der standortlicher Eignung fiir Laubholzer dirfen
bei der Begriindung von Mischbestanden maximal
20 % der Forderflache mit Fichte bestockt sein.

Saat

1Ft’nrderfélhig ist die Saat von Eiche, Buche, Edel-
laubholz oder WeiBtanne. 2Die Entscheidung tiber
die notwendige Saatgutmenge trifft die Bewilli-
gungsbehérde. *Art und Menge des Saatgutes sind
durch Vorlage der Rechnung zu belegen. *Bei Ver-
wendung selbst gewonnenen Saatgutes im eigenen
Wald muss die ortlich zustandige Revierleiterin
bzw. der ortlich zustandige Revierleiter die Saat-
guteignung und -menge bestatigen.

Beschrankungen

1Bestandsbegriindungen in Einwirkungsbereichen
von Bibern sind grundsatzlich nicht férderfahig.
2Bei der Verwendung von Pappeln kénnen nur fiir
den Hochwaldanbau geeignete Sorten gefordert
werden. ®Die Begriindung reiner Pappelkulturen
iiber ein Hektar GréBe ist nicht férderfahig. “Die
Verwendung von Stecklingen oder unbewurzelten
Setzstangen ist nicht férderfahig.

Zuschlage bei Erst- und Wiederaufforstungen

! Aufgrund der damit verbundenen héheren Kosten
wird flir nachfolgende MafBnahmen ein Zuschlag
gewdhrt. 2Dije MaBnahmen sind, sofern nichts
anderes vermerkt ist, miteinander kombinierbar.
3Die Entscheidung tiber die Notwendigkeit der
mit Zuschldgen versehenen MaBnahmen trifft die
Bewilligungsbehoérde.

Forstpflanzen mit Gberpriifbarer Herkunft (zerti-
fiziertes Vermehrungsgut)

IFir die Baum- und Straucharten, die verstérkt ge-
férdert werden sollen, darf ausschlieBlich Pflanz-
gut mit tberprifbarer Herkunft zur Verwendung
kommen. 2Der Nachweis tiber die Verwendung von
Pflanzen mit tiberprifbarer Herkunft ist grund-
satzlich durch Vorlage von Einzelzertifikaten zu
erbringen.

Ballenpflanzen

!Geférdert wird die Verwendung von Ballen-
pflanzen, wenn dies zur Bestandsbegriindung
notwendigq ist. 2Geférdert werden nur Container-/
Ballenpflanzen aus Systemen, die fehlerhafte
Wurzelkrimmungen inklusive Drehwuchs aus-
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schlieBen. ®Die gleichzeitige Gewahrung eines
Zuschlages fir GroBpflanzen ist nicht moglich.

GroBpflanzen

1Gefordert wird die Verwendung von GroBpflan-
zen, wenn dies zur Bestandsbegriindung notwen-
dig ist. 2GroBpflanzen miissen eine Sprossldnge
von mindestens 80 cm aufweisen. *Die gleichzei-
tige Gewdhrung eines Zuschlages fiir Ballenpflan-
zen, Markierungsstdbe oder Wuchshilfen ist nicht
moglich.

Straucher

Gefordert wird die Verwendung gebietseigener
Straucher zur Gestaltung von Waldrdandern.

Seltene Baumarten

Gefordert wird die Verwendung seltener, heimi-
scher und standortgerechter Baumarten.

Markierungsstabe

!Die Verwendung von Markierungsstaben dient
dem leichteren Auffinden der Pflanzen und damit
der Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen
Kulturpflege. 2Die gleichzeitige Gewahrung eines
Zuschlages fiir Wuchshilfen oder GroBpflanzen ist
nicht moéglich.

Wuchshilfen

!Geférdert wird die Verwendung von Wuchshilfen
in stark bewachsenen Kulturflachen, bei Ergan-
zungspflanzungen oder kleinflachigen Kultur-
begriindungen. 2Es diirfen nur geeignete Wuchs-
hilfen mit stabilen Befestigungsstdaben verwendet
werden. *Die gleichzeitige Gewahrung eines Zu-
schlages fiir Markierungsstabe oder GroSpflanzen
ist nicht moglich.

Kulturhinderliche Bestockung

!Geférdert wird die Beseitigung kulturhinder-
licher Bestockung ohne Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln, soweit dies zur Vorbereitung der
Kulturflache forstfachlich zwingend erforderlich
ist. 2Der Zuschlag wird nur bei Wiederaufforstun-
gen gewdahrt.

Erstaufforstung (Nr. 2.1.1)

!Die Férderung beinhaltet neben den Kosten der

Anlage einer Kultur auch die Kosten fiir MaBnah-

men zu deren Sicherung und Pflege wahrend der

Bindefrist. 2Ausgeschlossen von der Férderung

sind

— die Anlage von Weihnachtsbaum- und Schmuck-
reisigkulturen,

— die Anlage von Kurzumtriebsflachen mit einer
Umtriebszeit bis 20 Jahre,

— Anpflanzungen mit schnellwachsenden Baum-
arten,

— Aufforstungen von landschaftspragenden Wie-
sentdlern,

— Aufforstungen, die zu einer Beseitigung, Be-
schadigung oder erheblichen Beeintrachtigung
von Naturschutzgebieten im Sinn von §23
BNatSchG, von Nationalparken im Sinn von § 24
BNatSchG, von gesetzlich geschiitzten Biotopen

4.1.10
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im Sinn von § 30 BNatSchG oder von Natura
2000-Gebieten im Sinn von § 33 BNatSchG fiih-
ren,

— Aufforstungen, die zu einer Beseitigung, Be-
schadigung oder erheblichen Beeintrachtigung
von gesetzlich geschiitzten Biotopen im Sinne
von Art. 23 des Bayerischen Naturschutzgeset-
zes (BayNatSchG) oder von geschiitzten Land-
schaftsbestandteilen, von Naturdenkmalern und
von Lebensraumtypen und Arten im Sinne des
§ 19 BNatSchG fiihren.

Wiederaufforstung (Nr. 2.1.2)

'Es wird unterschieden zwischen einer plan-
maBigen Wiederaufforstung und einer Wieder-
aufforstung nach Schadereignis. 2Nach einer
planmaBigen Holzernte muss durch die Wieder-
aufforstung eine Verbesserung des Waldzustandes
erreicht werden. >Nach einem vorangegangenen
Kahlhieb (Art. 4 BayWaldG) ist eine planmé&Bige
Wiederaufforstung nicht férderféhig. Ausgenom-
men ist der Umbau von Bestanden, bei denen die
Bewilligungsbehorde bereits vor Durchfiihrung
des Kahlhiebs die Notwendigkeit eines Kahl-
hiebs zum Umbau ausdriicklich befiirwortet hat.
SWéahrend der Bindefrist ist eine Férderung nach
Nr. 2.2.1 (Jungbestandspflege) nicht moglich.

Naturverjingung (Nr. 2.1.3)

1Die Naturverjiingung muss zum Ende der Bin-
defrist ausreichend und gesichert sein. 2Natur-
verjingungen miissen, auller in Fallen fehlender
standortlicher Eignung fiir Laubhélzer, zum Ende
der Bindefrist einen gesicherten, vorherrschenden
Laubholzanteil von mindestens 30 % aufweisen.
3Bereits geférderte Naturverjiingungen sowie Kul-
turbegrindungen (z. B. Vorbau oder Erganzungs-
pflanzung) kénnen nicht erneut mitgefoérdert,
jedoch bei der Berechnung des Laubholzanteils
beriicksichtigt werden. 4In Zweifelsfallen ist der
Laubholzanteil tiber ein geeignetes Stichproben-
verfahren zu ermitteln. *Nicht férderfahig sind
Naturverjingungen, die iiberwiegend aus Stock-
ausschlag hervorgegangen sind. ®Die Férderung
beinhaltet PflegemafBnahmen, Waldschutzmaf3-
nahmen und Eingriffe in den beschattenden
Altbestand im notwendigen Umfang.

Bestands- und Bodenpflege (Nr. 2.2)
Jungbestandspflege (Nr. 2.2.1)

!Die MaBnahme muss forstfachlich notwendig und
darauf ausgerichtet sein, standortgemafe, klima-
angepasste Mischbestdnde zu schaffen. 2Dabei ist
der vor Durchfithrung der MaBnahme festgestellte
Laubholz-/Tannenanteil wenn mdglich zu erhéhen.
3Die Entscheidung tiber Notwendigkeit und Pfle-
geziel trifft die Bewilligungsbehdérde. *Das bei der
Pflege anfallende Material ist, soweit notwendig,
waldschutzwirksam insektizidfrei zu behandeln
oder zu beseitigen. °Eine gleichzeitige Férderung
gemdB Nr. 2.3.1 (insektizidfreie Bekdmpfung
rindenbritender Insekten) ist nicht moglich.

Bestande bis zu einem Alter von 15 Jahren

IFérderfahig sind PflegemaBnahmen in Bestan-
den bis zu einem Durchschnittsalter von 15 Jah-
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ren. 2Bis zum Alter von 15 Jahren sind PflegemaB-
nahmen, soweit erforderlich, frithestens nach drei
Jahren erneut forderfahig.

Bestande mit einem Alter tiber 15 Jahre

IFérderfahig sind PflegemaBnahmen in alteren
Bestanden bis zu einer durchschnittlichen Ober-
hohe von 15 m

— in Naturverjingungen,
— in Laubbestanden,

— in besonders pflegedringlichen Bestdnden,
wenn die Pflege dem Erhalt der klimatoleranten
Mischbaumarten dient,

— wenn die Pflege der Erhaltung und Verbesse-
rung eines Lebensraumtyps in einem Natura
2000-Gebiet dient.

2In Bestdnden iiber 15 Jahren sind PflegemaBnah-
men frithestens nach zehn Jahren erneut férder-
fahig.

Bodenschutzkalkung (Nr. 2.2.2)

!Die Kalkung muss der strukturellen Verbesse-
rung der Bodenstreu, des Bodens oder des Nahr-
stoffhaushalts und damit einer Verbesserung der
Vitalit4t der Bestdnde dienen. 2Férderfahig ist nur
die Bestandskalkung. °In den roten Bereichen der
»Kalkungskulisse Bayern (Anlage zu LMS vom
30. Méarz 2010 Gz. F3-NW 264-2314) ist eine
Bodenschutzkalkung grundsatzlich férderfahig.
In den griinen Bereichen kommt eine Férderung
der Bodenschutzkalkung nur in begriindeten
Ausnahmefédllen — nach einer fachlichen Priifung
durch die Landesanstalt fiir Wald und Forstwirt-
schaft (LWF) — in Betracht. *Die Bewilligungs-
behorde legt Art und Menge des auszubringen-
den Kalkes fest. °Sie bestatigt die ZweckmaBigkeit
und Unbedenklichkeit der geplanten MaBnahme.
"Wiederholte KalkungsmaBnahmen sind auf glei-
cher Flache fruhestens nach zehn Jahren erneut
férderfahig.

WaldschutzmaBnahmen (Nr. 2.3)

Vorbeugung und Bekdmpfung rindenbriitender
Insekten (Nr. 2.3.1)

1Bei dem aufzuarbeitenden oder zu bringenden
Holz muss es sich um Schadholz (gebrochenes,
geworfenes oder bereits befallenes Holz) handeln.
2Regular eingeschlagenes Holz ist nicht férder-
fahig. *Die Holzverwertung ist férderunschadlich.
4Das Holz ist aufzuarbeiten, vor Ort zu entrinden
(eventuell zusatzliches Verbrennen der Rinde) oder
umgehend waldschutzwirksam aus dem Wald zu
verbringen. *Das Restholz mit Rinde ist zu héck-
seln oder auf andere Weise waldschutzwirksam
insektizidfrei zu behandeln.

Insektizidfreie waldschutzwirksame Aufarbeitung
im Schutzwald (Nr. 2.3.1.1)

IFérderfahig sind nur MaBnahmen in Schutz-
wiéldern nach Art. 10 Abs. 1 BayWaldG. 2Fiir die
Forderfdhigkeit ist entscheidend, dass die tber-
wiegende Holzmenge im Schutzwald anfallt.
3Soweit méglich und erforderlich sind bergseits
ca. 1 m hohe Stécke zu belassen. “Ist zur Siche-
rung der Schutzfunktionen des Waldes ein Belas-
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sen des Holzes oder von Teilmengen des Holzes
notwendig, so ist dieses als Querleger auf Dauer
im Bestand zu belassen. °Die Bewilligungsbehérde
entscheidet tiber den Umfang der MafBnahme.
SHierfiir wird eine erhdhte Férderung gewéahrt.

Insektizidfreie waldschutzwirksame Aufarbeitung
auBerhalb von Schutzwald (Nr. 2.3.1.2)

Das StMELF entscheidet in Abstimmung mit dem
StMFLH aufgrund einer tiberregionalen Kalamitat
oder eines Uberregionalen Schadereignisses aus
Waldschutzgrinden tber Inhalt, Dauer und Um-
fang der MaBnahmen.

Vorbeugung und Bekampfung von Larvenfral3
(Nr. 2.3.2)

IGrundlage fiir die Férderfahigkeit ist die Feststel-
lung der Bekdampfungsnotwendigkeit durch die
dafiir zustdndige Behorde. 2Gesetzliche Grundlage
fir die Bekampfung ist die Waldschadinsekten-
verordnung (WaldSchadInV) in Verbindung mit
der Genehmigung der Bekampfung durch die
zustdndige Behorde gemaB § 18 des Pflanzen-
schutzgesetzes (PflISchG). *Art und Umfang der
Bekdmpfung richten sich nach dem Genehmi-
gungsbescheid der hierfir zustdndigen Behorde.

Vorbeugung und Bekdampfung schadlicher Orga-
nismen (Nr. 2.3.3)

!Geférdert werden Vorbeugungs- und Bekamp-
fungsmafBnahmen, die eine Ausbreitung der
schadlichen Organismen verhindern sollen. 2Uber
Art und Dauer der MaBnahme entscheidet das
StMELF. ®Die Férderung kann gekiirzt werden,
wenn die Antragstellerin bzw. der Antragsteller es
unterlassen hat, einen Schaden abzuwenden oder
zu mindern. “Sie ist zu versagen, wenn die Antrag-
stellerin bzw. der Antragsteller den Schaden selbst
verursacht hat.

Bewirtschaftung von Sonderstandorten (Nr. 2.4)

!Die Bewilligungsbehérde priift und bestétigt
die Notwendigkeit des Einsatzes einer Seilbahn-
anlage. 2Die Ernte des Holzes, das mit einer Seil-
bahnanlage gebracht werden soll, muss der Ver-
besserung der Waldfunktionen dienen. *Bei zu
starken Eingriffen, auch auf Teilflachen, ist eine
Forderung zu versagen. “Dies gilt nicht, wenn eine
Seilkranbringung im Rahmen einer Waldschutz-
maBnahme (waldschutzwirksames Verbringen)
oder zur Aufarbeitung von Schadholz erfolgt. >Aus
Griinden des Bestands- und Bodenschutzes kann
die Lange des zu bringenden Holzes begrenzt oder
die Bringung auf Bergaufverfahren beschrankt
werden. °Eine verstarkte Forderung erfolgt, wenn
das Ast-/Giebelholz zum Bodenschutz tiberwie-
gend im Bestand verbleibt und waldschutzwirk-
sam behandelt wird. ’Falls erforderlich, kann das
Belassen des Kronen-/Astholzes im Bestand auch
zur Auflage gemacht werden. 8Sofern es sich nicht
um flachig angefallenes Schadholz handelt, muss
der Bestand vor Antragstellung ausgezeichnet
werden. °Die Férderhéhe hangt von der Eingriffs-
starke ab. “Bereits bei Antragstellung ist daher
der geplante Entnahmesatz anzugeben. ''Wesent-
liche Abweichungen der Seiltrassenfithrung und/



4.5

4.5.1

4.5.2

4.5.3

4.6
4.6.1
4.6.1.1

AIIMBI. Nr. 15/2018

oder der Holzentnahme gegentiber den geplanten
Mengen (z. B. aus Waldschutzgriinden) miissen der
Bewilligungsbehorde unverziiglich und moglichst
noch wahrend der MaBnahme angezeigt werden.

Vorarbeiten (Nr. 2.5)

!Die Erstellung von Gutachten oder fachlichen
Stellungnahmen muss durch forstfachlich qua-
lifiziertes Personal erfolgen. 2Als solches gelten
grundsatzlich Forsttechnikerinnen und Forst-
techniker, Personen, die erfolgreich ein forstwirt-
schaftliches oder forstwissenschaftliches Studium
absolviert haben sowie Personen mit gleichwer-
tigen forstfachlichen Qualifikationen.

Gutachten

!Geférdert wird die Erstellung von Forstwirt-
schaftsplanen (Forstbetriebsgutachten) und von
Gutachten zur naturnahen Bewirtschaftung im
Privatwald. ?Voraussetzung fiir die Férderung
ist, dass die Antragstellerin bzw. der Antragstel-
ler nicht aufgrund gesetzlicher Bestimmungen
(z. B. Steuerrecht) zu einem derartigen Gutachten
verpflichtet ist. *Darstellung und Inhalt miissen
den von der Bewilligungsbehorde geforderten
Vorgaben entsprechen. ‘In Zusammenhang mit
dem Gutachten stehende Vorerhebungen sind als
Teil des Gutachtens mit, jedoch nicht gesondert
forderfahig. °Die Antragstellerin bzw. der Antrag-
steller muss der Forstverwaltung eine Kopie des
Gutachtens zur dienstlichen Nutzung — méglichst
in elektronischer Form — {iberlassen. *Wiederholte
Gutachten sind auf gleicher Flache frihestens
nach zehn Jahren erneut férderfahig.

Fachliche Stellungnahmen

Gefordert wird die Erstellung von fachlichen
Stellungnahmen, die z.B. zur Feststellung der
Bekampfungsnotwendigkeit bei Larvenfrali
(Nr. 2.3.2) oder der Kalkungsnotwendigkeit/-mog-
lichkeit (Nr. 2.2.2) erforderlich sind.

Weiserflachen

1Geférdert wird die Errichtung von Weiserflachen
zur Beurteilung der Verjuingungsfdhigkeit des
Waldes. ?Dies soll im Anhalt an das von der LWF
2013 herausgegebene Merkblatt Nr. 25 ,Wildver-
biss mit Weiserflachen beurteilen" (https:/www.
Iwf.bayern.de/mam/cms04/service/dateien/mb25_
weiserflachen_bf_rz.pdf) geschehen. 3Die For-
derung umfasst die Anlage und den mindestens
finfjahrigen Unterhalt einer gezdunten Beobach-
tungsflache (Weiserzaun z. B. mit 10 m X 10 m)
sowie die dauerhafte Markierung der ungezdaunten
Vergleichsflache. “Die Anlage einer Weiserfldache
im Schutz- und Bergwald wird verstarkt geférdert.

Integrative Waldbewirtschaftung (Nr. 2.6)
Waldlebensgemeinschaften (Nr. 2.6.1)

Erhalt seltener Baumarten

1Gefordert wird der Erhalt seltener, heimischer und
standortgerechter Baumarten. 2Die Baume miissen
fruktifikationsfahig sein und dirfen nicht gefallt,
genutzt oder wesentlich beschédigt werden. *Der
Erhalt umfasst auch eventuell notwendige Pflege-
maBnahmen im umgebenden Bestand. *Welche
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Baumarten im Einzelfall als selten anzusehen
sind, entscheidet die Bewilligungsbehérde. °Eine
gleichzeitige Forderung gemaB Nr. 4.6.1.3 (Erhalt
alter Samenbaume) ist wahrend der Bindefrist
nicht méglich. °Eine bestehende Férderung als
Biotopbaum im Rahmen des Vertragsnaturschutz-
programms Wald (VNP-Wald) schlieBt eine Forde-
rung nach dieser Richtlinie aus.

Anlage und Pflege von Feuchtbiotopen
IGeférdert wird die Anlage und/oder Pflege von
— Waldmooren,

— Feuchtbiotopen im Wald,

— Kleingewdssern im Wald und deren Uferberei-
chen,

sofern keine Forderung im Rahmen der Land-
schaftspflege- und Naturpark-Richtlinien (LNPR)
moglich ist. 2Férdervoraussetzung ist das Vorlie-
gen eines Renaturierungs- bzw. eines MaBnah-
menplanes.

Erhalt alter Samenbdaume

'Gefordert wird der Erhalt von fruktifikationsfahi-
gen alten Baumen zur Sicherung der genetischen
Variabilitat und standortangepassten Verjingung.
2Forderfahig sind Baume der potenziell natiirlichen
Vegetation, die entweder ein Mindestalter von
150 Jahren aufweisen oder deren Brusthohen-
durchmesser (BHD) iiber 60 cm liegt. *Die Baume
diirfen nicht gefallt oder genutzt werden. *MaB-
nahmen zur Verkehrssicherung bleiben davon un-
bertihrt, wenn sie von der Bewilligungsbehorde
zuvor genehmigt wurden. *Bédume, bei denen die
Gefahr des Abbrechens einzelner Kronenteile
besteht (z. B. wegen groBer Faulstellen, Hohlen,
groBer Totéste), dirfen im Verkehrssicherungs-
bereich von StraBen, Bahnlinien, Wegen, mar-
kierten Wanderwegen oder ahnlich frequentier-
ten Einrichtungen nicht geférdert werden. 5Eine
gleichzeitige Forderung gemaB Nr. 4.6.1.1 (Erhalt
seltener Baumarten) ist wahrend der Bindefrist
nicht méglich. “Eine bestehende Férderung als
Biotopbaum im Rahmen des VNP-Wald schliefit
eine Forderung nach dieser Richtlinie aus.

Bodenschonende Bringung (Nr. 2.6.2)

lGefordert werden das Riicken mit Pferden vom
Einschlagsort zur Riickegasse oder zur Abfuhr-
stelle sowie der Einsatz von Traktionswinden oder
leichten Seilkrdnen zur bodenschonenden Holz-
bringung in kurzen Steilhanglagen. 2Foérderfahig
sind nur MaBnahmen, bei denen die mit Pferden
bzw. mit Traktionswinde oder leichtem Seilkran
geriickte Holzmenge durch eine Riickerechnung
mit entsprechender Holzmengenangabe nach-
gewiesen ist.

Waldbrand- und Hochwasserschdden (Nr. 2.7)

ITeilweise erstattet wird der durch einen Wald-
brand oder durch Hochwasser entstandene Scha-
denswert am Waldbestand ohne Kulturkosten
(gesondert férderfahig). ?Die Foérderung kann
gekiirzt werden, wenn die Antragstellerin oder der
Antragsteller es unterlassen hat, einen Schaden
abzuwenden oder zu mindern. 3Sie ist zu versagen,
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wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller
den Schaden selbst verursacht hat. *Die Zuwen-
dungsempfangerin bzw. der Zuwendungsempfan-
ger ist verpflichtet, Ersatzanspriiche gegen Dritte
(ggf. auch Trager einer Versicherung) geltend zu
machen. °Ersatzleistungen und freiwillige Leis-
tungen Dritter sowie bei Hochwasserschdden
auch die Erlose, die nach Abzug der Kosten fir
die Holzernte verbleiben (, holzerntefreie Erlose"),
werden vor Ermittlung des Schadenswertes in
Abzug gebracht. 8Jegliche Ersatzleistungen, die
die Antragstellerin oder der Antragsteller auch
nach Auszahlung der Zuwendung erhélt, sind der
Bewilligungsbehorde mitzuteilen; es erfolgt eine
(Teil-)Rickforderung im erforderlichen Umfang.
’Als Hochwasserschaden gelten auch Schéden, die
durch Starkregen, Lawinen, Muren etc. entstanden
sind.

Forderschwerpunkte (Nr. 2.8)

!Fir eine erhéhte Forderung ist entscheidend, dass
die MaBnahme im Kleinstprivatwald, in einem
Natura 2000-Gebiet und/oder liberwiegend im
Schutzwald, Bergwald oder Wald mit erhéhtem
Klimarisiko erfolgt und die angrenzenden, auBer-
halb dieser Gebietskulissen liegenden Flachen
nicht eigenstédndig geféordert werden kénnen. 2Die
erhohte Forderung wird als prozentualer Zuschlag
auf den Grundférdersatz gewdhrt. 3Die erhéhte
Forderung wird gewdhrt bei Wiederaufforstung
(Nr. 2.1.2), Naturverjiingung (Nr. 2.1.3) und Jung-
bestandspflege (Nr. 2.2.1).

Erschwerniszuschlag

!Ein Erschwerniszuschlag wird entweder gewéhrt

fur

— MaBnahmen in Schutzwéaldern nach Art. 10
Abs. 1 BayWaldG oder

— MaBnahmen in Héhenlagen iiber 800 m (Berg-
wald).

’Die beiden Erschwerniszuschldge diirfen nicht
nebeneinander gewahrt werden.

Anreizzuschlag
'Ein Anreizzuschlag wird gew&hrt fiir

— MafBnahmen in Bestdnden, in denen die derzeit
vorherrschenden Baumarten als nicht klima-
tolerant einzustufen sind,

— MaBnahmen in Kleinstprivatwéaldern, wenn die
Antragstellerin bzw. der Antragsteller weniger
als zwei Hektar Wald im Bereich der Bewilli-
gungsbehorde bewirtschaftet,

— MaBnahmen in Natura 2000-Gebieten, die der
Erhaltung/Wiederherstellung des Lebensraum-
typs oder Arthabitats dienen.

2Anreizzuschlége diirfen auch nebeneinander
gewdahrt werden, es erfolgt jedoch eine Reduktion
der Zuschlagshohe.

Uberregionale Schadereignisse (Nr. 2.9)

!Das StMELF entscheidet in Abstimmung mit dem
StMFLH im Falle eines tiberregionalen Schad-
ereignisses Uber Art und Dauer der Zuschlags-
gewdhrung. ?Voraussetzung ist, dass durch die
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Art des Schadens erhoéhte Kosten bei der Kultur-
begriindung (z.B. durch Sturmwurf) oder bei der
Pflege (z.B. durch Schneebruch, Eisanhang) ent-
stehen.

Ausschluss der Forderung

'Eine Férderung nach dieser Richtlinie ist in
folgenden Fallen ausgeschlossen:

— Der MaBinahme ist auf der beantragten Forder-
flache ein VerstoBl gegen waldgesetzliche oder
andere, der Erhaltung des Waldbestandes und
der Sicherung der Forstwirtschaft dienende
Rechtsvorschriften vorausgegangen und die
Waldbesitzerin/die Waldeigentiimerin bzw. der
Waldbesitzer/der Waldeigentiimer hat dies zu
verantworten. Der Forderausschluss gilt (z. B.
bei Eigentiimerwechsel) auch gegeniiber deren
Rechtsnachfolgern. Mehr als funf Jahre zurtck-
liegende VerstoBe werden nicht mehr bertck-
sichtigt.

— Die MaBnahme dient der Erfiillung einer be-
hordlichen Auflage aus einem Verwaltungsakt,
z.B. einer Anordnung nach Art. 41 BayWaldG
oder von Ersatzaufforstungen, Ausgleichs- oder
ErsatzmafBnahmen nach Art. 8 BayNatSchG.
Dies trifft auch bei Anderungen wéhrend der
Bindefrist (z.B. Einbringen von Okokonto-
flachen) zu.

— Die MafBinahme soll auf Waldflachen erfolgen,
die, obwohl Wald im Sinn des Art. 2 BayWaldG,
vorrangig zu landwirtschaftlichen Zwecken ge-
nutzt werden und die bei den entsprechenden
Aufnahmen der Landwirtschaftsverwaltung
digital in einer landwirtschaftlichen Forder-
kulisse erfasst wurden. Diese Waldflachen
stellen keinen Wald im férderrechtlichen Sinn
dar. Auf ihnen kénnen keine Mafinahmen im
Rahmen dieser Richtlinie geférdert werden.

— Die MafBnahme besteht in dem Begriinden oder
Pflegen von Bestdnden mit einer Umtriebszeit
von bis zu 20 Jahren oder Christbaumkulturen.

’Eine Férderung nach dieser Richtlinie ist weiter-
hin ausgeschlossen, wenn die MaBnahme

— auf einer Flache auBlerhalb Bayerns stattfinden
soll,

— auf einer Flache stattfinden soll, die der Antrag-
stellerin bzw. dem Antragsteller zum Zwecke des
Naturschutzes unentgeltlich tibertragen worden
ist,

— auf einer Flache einer oder eines nach Nr. 3.2
nicht Antragsberechtigten stattfinden soll.

3Eine Férderung nach dieser Richtlinie ist ebenso
ausgeschlossen, wenn die Antragstellerin oder der
Antragsteller

— die MaBnahme oder einen Teil der MaBnahme
im Rahmen einer Arbeitsgelegenheit mit Mehr-
aufwandsentschadigung durchfiithren lasst,

— fir die Durchfiihrung der MaBnahme weitere
Beihilfen oder zweckgebundene Spenden erhalt,
die bei FérdermaBnahmen mit Festbetragsfinan-
zierung mehr als 30 % der Férdersumme betra-
gen,
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— ein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinn
von Randnummer 35 Ziffer 15 der Rahmen-
regelung der Europdischen Union fiir staatliche
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in land-
lichen Gebieten 2014-2020 (2014/C 204/01) ist,

— eine durch Kommissionsbeschluss fiir mit dem
Binnenmarkt nicht vereinbar erklarte Beihilfe
erhalten hat, die noch nicht vollumfanglich er-
stattet wurde.

Art und Umfang der Zuwendung
Art der Forderung

!Die Férderung wird als Projektférderung gewéhrt.
’Die Férderung der Wiederaufforstung durch
Saat (Nr. 2.1.2), der Erstaufforstung durch Saat
(Nr. 2.1.1), der Bodenschutzkalkung (Nr. 2.2.2),
der Vorbeugung und Bekdampfung von Larvenfral3
(Nr. 2.3.2), der Vorbeugung und Bekdampfung
schadlicher Organismen (Nr. 2.3.3), von Gutach-
ten (Nr. 4.5.1), von fachlichen Stellungnahmen
(Nr. 4.5.2), von Anlage und Pflege von Feuchtbio-
topen (Nr. 2.6.1) und nach Waldbrand- und Hoch-
wasserschaden (Nr. 2.7) erfolgt im Wege der An-
teilfinanzierung, in den tibrigen Fdllen im Wege
der Festbetragsfinanzierung.

Zuwendungsfdhige Ausgaben

Festbetragsfinanzierung

'In den Fallen, in denen die Férderung im Wege
einer Festbetragsfinanzierung erfolgt, liegen den
Zuwendungen durchschnittliche Kostenpauscha-
len zugrunde. 2Die Férderung

— der Erstaufforstung (Nr. 2.1.1), der Wiederauf-
forstung (Nr. 2.1.2) und einiger MaBnahmen
nach Nr. 2.6.1 (Waldlebensgemeinschaften) er-
folgt stiickzahlbezogen,

— der Naturverjingung (Nr. 2.1.3) und der Jung-
bestandspflege (Nr. 2.2.1) flaichenbezogen,

— der Bekdmpfung rindenbritender Insekten
(Nr. 2.3.1), der Bewirtschaftung von Sonder-
standorten (Nr. 2.4) und der bodenschonenden
Bringung (Nr. 2.6.2) festmeterbezogen.

3Die Gewahrung von Zuschlagen bei Erstauffors-
tung (Nr. 2.1.1) und Wiederaufforstung (Nr. 2.1.2)
erfolgt aufgrund der Mehrkosten dieser Pflanzen
bzw. MaBnahmen stiickzahlbezogen. *Die Gewéh-
rung einer erhohten Forderung bei der Bewirt-
schaftung von Sonderstandorten (Nr. 2.4) erfolgt
aufgrund der hoheren Kosten, die mit dem Ver-
bleib der Biomasse auf der Flache verbunden sind.
Die erhdhte Férderung in Foérderschwerpunkten
(Nr. 2.8) und bei tiberregionalen Schadereignissen
(Nr. 2.9) dient dem Ausgleich erhohter Kosten und
dem Erreichen forstpolitischer Ziele.

Anteilfinanzierung

!In allen Fallen, in denen die Férderung im Wege
einer Anteilfinanzierung erfolgt,

— sind Eigenleistungen privater Zuwendungsemp-
fangerinnen bzw. Zuwendungsempfanger, ihrer
Familienangehorigen und ihrer Arbeitskrafte bis
zu 80 % der Kosten (ohne Umsatzsteuer), die sich
bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer oder
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den ortlichen Maschinenring ergeben wiirden,
forderfahig; bei Gutachten (Nr. 4.5.1) und fach-
lichen Stellungnahmen (Nr. 4.5.2) sind Eigen-
leistungen und Sachleistungen nicht férder-
fahig,

— sind Sachleistungen der Zuwendungsempfange-
rinnen und Zuwendungsempfénger bis zu 80 %
des Marktwertes (ohne Umsatzsteuer) férder-
fahig,

— vermindern sich die férderfadhigen Kosten um die
Zuschiisse und Sachleistungen Dritter aufgrund
besonderer Verpflichtungen,

— sind Preisnachlésse (unabhéngig davon, ob
sie in Anspruch genommen wurden) und die
Umsatzsteuer nicht férderfahig,

— konnen Eigenleistungen auch ohne Stunden-
nachweis anhand von Richtwerten ermittelt
werden.

2Bei der Saat (Nrn. 2.1.1 und 2.2.1) sind die nach-
gewiesenen Kosten fir das Saatgut und das Aus-
bringen des Saatgutes férderfahig. 3Kosten der
Kultursicherung und Pflege wahrend der Binde-
frist werden pauschal kalkuliert und sind nicht ge-
sondert nachzuweisen. “Bei der Vorbeugung und
Bekampfung von LarvenfraB (Nr. 2.3.2) sind die
Kosten innerhalb des raumlich zusammenhdangen-
den Bekampfungsgebietes gleichmaBig zu vertei-
len. °Bei der Abgeltung von Waldbrand- und Hoch-
wasserschaden (Nr. 2.7) ist der Schadenswert im
Anhalt an die jeweils gultige Tabelle ,,Waldbrand-
schaden" zu ermitteln, die den Bewilligungsbehor-
den gesondert zur Verfiigung gestellt wird. ®Der
Schadenswert beinhaltet dabei nicht die gesondert
forderfahigen notwendigen Kulturkosten. “Falls
das Rdumen von unverwertbarem Material auf
der Schadflache in bis zu 30-jahrigen Bestanden
fur eine folgende Kulturbegrindung durch die
Bewilligungsbehorde fir erforderlich gehalten
wird, kann dies ebenfalls geférdert werden. 8Der
ermittelte Schadenswert ist dann um 1000 Euro
pro Hektar zu erhoéhen.

MaBnahmentragerschaft

Kosten fiir die Durchfiihrung einer Tragerschaft
sind nicht férderfahig.

Hohe der Zuwendung
Hohe der Fordersatze

Die Hohe der Fordersatze ist in der Anlage auf-
gefiihrt. 2Es handelt sich um Forderhéchstsitze.
Die tatsachliche Férderhéhe richtet sich nach den
verfiigbaren Haushaltsmitteln.

Begrenzung der Forderung

!Die zur Férderung beantragte Fliache einer An-
tragstellerin bzw. eines Antragstellers (auch im
Falle der Antragstellung durch einen MaBnah-
mentrager) darf fir die MaBnahmen Wiederauf-
forstung (Nr. 2.1.2), Naturverjiingung (Nr. 2.1.3)
und Jungbestandspflege (Nr. 2.2.1) im Bereich der
Bewilligungsbehorde 30 Hektar je MaBnahme und
Jahr nicht iibersteigen. 2Im Falle von Schadereig-
nissen kann das StMELF im Einzelfall oder gene-
rell tiber eine voriibergehende Aufhebung dieser
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Hoéchstgrenze entscheiden. ®Die zur Férderung
beantragte Flache einer Antragstellerin bzw. eines
Antragstellers (auch im Falle der Antragstellung
durch einen MaBnahmentrager) darf im Bereich
der Bewilligungsbehorde fiir die Bodenschutzkal-
kung (Nr. 2.2.2) 500 Hektar im Jahr nicht tiberstei-
gen. “Die zur Férderung beantragte Menge einer
Antragstellerin bzw. eines Antragstellers (bzw. fir
jede einzelne Antragstellerin und jeden einzel-
nen Antragsteller bei Antragstellung durch einen
MaBnahmentrager) darf fiir die MaBnahmen Be-
wirtschaftung von Sonderstandorten (Nr. 2.4) und
bodenschonende Bringung (Nr. 2.6.2) im Bereich
der Bewilligungsbehorde jeweils 2000 Festmeter
im Jahr nicht {ibersteigen. °Im Falle von Schader-
eignissen kann das StMELF im Einzelfall tiber
eine kalamitatsbedingt notwendige Anhebung
dieser Hochstgrenze auf maximal 5000 Festmeter
entscheiden.

Forderhochstsatz

Der Forderhdchstsatz betragt im Bereich der
Bewilligungsbehorde bei der MaBnahme

— Bodenschutzkalkung (Nr. 2.2.2) 200 Euro/
Hektar,

— Vorbeugung und Bekdmpfung von schadlichen
Organismen (Nr. 2.3.3) 500 Euro/Hektar,

— Gutachten (Nr. 4.5.1): bei Gutachten bis 10 Hek-
tar 100 Euro/Hektar, bei Gutachten tiber 10 Hek-
tar bis 50 Hektar 50 Euro/Hektar, bei Gutachten
lber 50 Hektar bis 200 Hektar 35 Euro/Hektar
und bei Gutachten tiber 200 Hektar 25 Euro/
Hektar, insgesamt jedoch hochstens 25000 €/
Jahr,

— fachliche Stellungnahmen (Nr. 4.5.2) 5000 Euro/
Jahr,

— Weiserflachen (Nr. 4.5.3) 1000 Euro/Jahr,

— Erhalt seltener Baumarten (Nr. 4.6.1.1) 5000
Euro/Jahr,

— Anlage und Pflege von Feuchtbiotopen
(Nr. 4.6.1.2) 10000 Euro/Jahr,

— Erhalt alter Samenbaume (Nr. 4.6.1.3) 5000
Euro/Jahr.

Kumulation

!Erschwerniszuschlag (Nr. 4.8.1) und Anreiz-
zuschldge (Nr. 4.8.2) konnen nebeneinander
gewéhrt werden. 2Bei Zusammentreffen mehre-
rer Anreizzuschléage (Nr. 4.8.2) erfolgt jedoch eine
anteilige Reduktion der jeweiligen Zuschlagshohe.

Bagatellgrenze

Forderbetrdage unter 250 Euro je MaBnahme
bzw. unter 100 Euro je MaBnahme bei der Jung-
bestandspflege (Nr. 2.2.1) werden nicht bewilligt.

Mehrfachférderung

Die gleichzeitige Inanspruchnahme von Zuwen-
dungen aus verschiedenen Foérderprogrammen
ist nur zuldssig, wenn mit der Férderung unter-
schiedliche Zwecke verfolgt werden oder hierauf
ein Rechtsanspruch besteht.

6.2

7.2

Sonstige Bestimmungen
Bindefrist

IDie zeitliche Bindung des Zuwendungszweckes
nach Nr. 4.2.3 der Verwaltungsvorschrift (VV) zu
Art. 44 BayHO und séamtliche sonstigen mit der
MafBnahme verbundenen Verpflichtungen enden

— bei Erstaufforstung — Pflanzung oder Saat mit
Sicherung und Pflege der Kultur — (Nr. 2.1.1),
Wiederaufforstung — Pflanzung oder Saat mit
Sicherung und Pflege der Kultur — (Nr. 2.1.2),
Naturverjingung (Nr. 2.1.3), insektizidfreie
WaldschutzmaBnahme im Schutzwald mit Be-
lassen des Holzes (Nr. 2.3.1), Bewirtschaftung
von Sonderstandorten (Nr. 2.4) und Vorarbeiten
auf Weiserflachen (Nr. 2.5) fiinf Jahre nach Ab-
nahme der Mafinahme durch die Bewilligungs-
behorde,

— bei Wiederaufforstung und Erstaufforstung —
Nachbesserung — (Nr. 4.1.9) mit der verbleiben-
den Bindefrist der MaBinahme, in der die Nach-
besserung erfolgt.

’Die Verpflichtung zum Erhalt und zur Pflege
der geférderten MafBnahmen oder zum Nut-
zungsverzicht betragt fiir die MaBnahmen Erhalt
seltener Baumarten (Nr. 4.6.1.1), Anlage und
Pflege von Feuchtbiotopen (Nr. 4.6.1.2) und Erhalt
alter Samenb&ume (Nr. 4.6.1.3) zehn Jahre. °Die
uUbrigen MafBnahmen unterliegen keiner zeitlichen
Bindung.

Verzicht auf Riickforderungen

'Eine Zuwendung kann ganz oder teilweise
zuruckgefordert werden, wenn wdahrend der zeit-
lichen Bindung des Zuwendungszwecks gegen
Auflagen oder Nebenbestimmungen des Beschei-
des verstoBen wird. 2Von einer Riickforderung
kann grundsatzlich abgesehen werden, wenn
die MaBnahme aufgrund hoherer Gewalt (Sturm,
Hochwasser, Trockenheit, Brand etc.) vernichtet
wurde oder der Antragstellerin bzw. dem Antrag-
steller eine erneute Investition in die Férderma8-
nahme wirtschaftlich nicht mehr zuzumuten ist
und sie oder er fiir das Nichterreichen des Forder-
zieles nicht verantwortlich ist.

Verfahren
Antragstellung

1Zuwendungen werden nur auf schriftlichen An-
trag gewahrt. 2Die Antrdge sind vor Beginn der
MaBnahme bei der zustdndigen Bewilligungs-
behorde auf den jeweils aktuell giiltigen Antrags-
formularen einzureichen. *Dem Antrag sind die
geforderten Unterlagen beizufiigen. *Antrdge, die
auf Grundlage dieser Richtlinie bewilligt werden
sollen, miissen spéatestens bis zum 1. Dezember
des Jahres, in dem die Giltigkeit dieser Richtlinie
endet, bei der Bewilligungsbehorde eingegangen
sein. *Bewilligungsbehérde ist das értlich zu-
standige Amt fiir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten.

Antragspriifung

'Unvollstandig oder unzureichend erstellte An-
trdge und Antragsunterlagen sind der Antragstel-
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lerin bzw. dem Antragsteller unter Fristsetzung
zur Vervollstandigung zuriickzugeben. 2Soweit
die Vervollstandigung nicht oder nicht fristgerecht
erfolgt, sind die Antrage abzulehnen. 3Abzulehnen
sind Antrdge, bei denen die Férderhochstgrenze
gemdaB Nr. 5.3.2 tiberschritten wird. “Abzulehnen
sind Antrage, bei denen die Bagatellgrenze gemal
Nr. 5.3.5 unterschritten wird.

MafBnahmenbeginn

Mit der MaBnahme darf erst begonnen werden,
wenn ein Bewilliqungsbescheid vorliegt. *Dies gilt
nicht bei Gefahr im Verzug, wenn bei der zustén-
digen Bewilligungsbehorde unverziglich nach
MaBnahmenbeginn ein entsprechender Antrag
eingereicht wird. 3Bei waldbaulichen MaBnah-
men, bei denen die MaBnahmenausfiihrung aus
dem Pflanzen von B&dumen oder dem Ausbringen
von Saatgut besteht, ist noch nicht die Bestellung
von Pflanzmaterial oder Saatgut, sondern erst das
Einbringen des Pflanzmaterials bzw. das Ausbrin-
gen des Saatgutes in den Boden als MafBnahmen-
beginn zu werten. “Voraussetzung fiir diese Aus-
nahmeregelung ist, dass die Pflanzenbestellung
auf Grundlage eines von der Bewilligungsbehorde
festgesetzten/erstellten Arbeits- und Kulturplanes
erfolgt. °Zum Zeitpunkt des Einbringens der Pflan-
zen bzw. Ausbringens des Saatgutes in den Boden
muss der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller
ein Bewilligungsbescheid vorliegen.

Bewilligung von Fordermafnahmen

!Die Bewilligung erfolgt im Rahmen der verfig-
baren Haushaltsmittel. 2Wird eine MaBnahme
nicht bis zu dem im Bewilligungsbescheid ange-
gebenen Verfallstag fertiggestellt, kann vor Frist-
ablauf Antrag auf Verlangerung der Giiltigkeit der
Bewilligung gestellt werden.

Verwendungsnachweis

!Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller hat die
ordnungsgemafBe Verwendung der Fordermittel
gegentber der Bewilligungsbehorde mittels eines
Vordrucks ,, Fertigstellungsanzeige/Verwendungs-
nachweis" anzuzeigen. 2Abweichungen gegeniiber
der Bewilligung sind anzugeben. *Diese Regelung
gilt nicht fur die Naturverjingung (Nr. 2.1.3), den
Erhalt seltener Baumarten (Nr. 4.6.1.1) und den
Erhalt alter Samenb&ume (Nr. 4.6.1.3). *Soweit im
Zuwendungsbescheid nicht anders geregelt, sind
Originalbelege nur auf Verlangen der Behorde
vorzulegen.

Abweichungen gegeniiber der Bewilligung

Bei Abweichungen der Mafinahme gegentber der
Bewilligung sind der Bewilligungsbehorde die
Aufhebung des Bewilligungsbescheides bzw. Kur-
zungen der Zuwendung nach den einschldagigen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorbehalten.

Auszahlung der Fordermittel

!Eine Zuwendung wird grundsatzlich erst dann
zur Auszahlung freigegeben, wenn die MafBnah-
me fertiggestellt ist bzw. durchgefiihrt und abge-
nommen wurde. ?Die Zuwendung wird durch die
zustdndige Behorde auf die im Antrag bzw. Ver-

7.8

7.9

7.10

wendungsnachweis/Zuschussabruf angegebene
Bankverbindung ausgezahlt. 3Abschlagzahlungen
oder Teilzahlungen werden nicht gewdahrt.

Sanktionierung

Wird festgestellt, dass eine Antragstellerin oder
ein Antragsteller vorsatzlich oder grob fahrldssig
falsche Angaben gemacht hat, werden die For-
dermittel vollstdndig zuriickgefordert. 2Dartiber
hinaus wird eine Antragstellerin oder ein Antrag-
steller, die oder der vorséatzlich falsche Angaben
gemacht hat, fiir das Kalenderjahr, in dem der Ver-
stoB festgestellt wird, und fiir das folgende Jahr von
jeder weiteren Forderung nach dieser Richtlinie
ausgeschlossen.

Aufhebung eines Bewilligungsbescheides,
Riickforderungen

IRiicknahme, Widerruf oder Unwirksamkeit von
Bewilligungsbescheiden und die Erstattung ge-
wahrter Zuwendungen einschlieBlich Zinsen rich-
ten sich nach den fir die Férderung einschldagigen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften und den im
jeweiligen Bewilligungsbescheid enthaltenen Auf-
lagen und Nebenbestimmungen. 2Die Erhebung
von Kosten richtet sich nach dem Kostengesetz.
3Zustandig fiir die Aufhebung eines Bewilligungs-
bescheides ist die Bewilligungsbehorde.

Subventionsbetrug

!Die Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind
Subventionen im Sinn des §264 des Straf-
gesetzbuchs (StGB) in Verbindung mit Art. 1 des
Bayerischen  Strafrechtsausfiihrungsgesetzes
(BayStrAG). 2Subventionserhebliche Tatsachen
im Sinn von §264 Abs. 8 StGB und §2 des
Subventionsgesetzes (SubvG) sind insbesondere

— die Angaben im Antrag einschlieBlich der
Anlagen,

— die Angaben in Zuschussabrufen und im
Verwendungsnachweis,

— die Angaben in Belegen,

— die Sachverhalte, die Mitteilungspflichten nach
Nr. 5 ANBest-P begriinden,

— die Tatsachen, von denen gemdf Nrn. 8.1 bis
8.3 ANBest-P die Riickzahlung der Zuwendung
abhéngig ist.

3Bei Verdacht auf Subventionsbetrug erfolgt eine

Mitteilung an die zustandige Staatsanwaltschaft.

Schlussbestimmungen

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2018 in Kraft und mit Ablauf des
31. Dezember 2020 aulier Kraft.

Georg Windisch
Ministerialdirigent

Anlagen

Anlage 1: Férderhochstsatze

Anlage 2: Forderséatze bei Seilbahnférderung
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Fordersatze bei Seilbahnforderung in Euro je fm

Anlage 2
WALDFOPR 2018
Stand 01.01.2018

fm/Ifm ohne | mit
Seillinie Verbleib Biomasse
Uber 1,3 fm 5,00 € 5,00 €
1,30 5,00 € 5,00 €
1,29 5,10 € 5,15 €
1,28 5,20 € 5,30 €
1,27 5,30 € 5,45 €
1,26 5,40 € 5,60 €
1,25 5,50 € 5,75 €
1,24 5,60 € 5,90 €
1,23 5,70 € 6,05 €
1,22 5,80 € 6,20 €
1,21 5,90 € 6,35 €
1,20 6,00 € 6,50 €
1,19 6,10 € 6,65 €
1,18 6,20 € 6,80 €
1,17 6,30 € 6,95 €
1,16 6,40 € 7,10 €
1,15 6,50 € 7,25 €
1,14 6,60 € 7,40 €
1,13 6,70 € 7,55 €
1,12 6,80 € 7,70 €
1,11 6,90 € 7,85 €
1,10 7,00 € 8,00 €
1,09 7,10 € 8,15 €
1,08 7,20 € 8,30 €
1,07 7,30 € 8,45 €
1,06 7,40 € 8,60 €
1,05 7,50 € 8,75 €
1,04 7,60 € 8,90 €
1,03 7,70 € 9,05 €
1,02 7,80 € 9,20 €
1,01 7,90 € 9,35 €
1,00 8,00 € 9,50 €
0,99 8,10 € 9,65 €
0,98 8,20 € 9,80 €
0,97 8,30 € 9,95 €
0,96 8,40 € 10,10 €
0,95 8,50 € 10,25 €
0,94 8,60 € 10,40 €
0,93 8,70 € 10,55 €
0,92 8,80 € 10,70 €
0,91 8,90 € 10,85 €
0,90 9,00 € 11,00 €
0,89 9,10 € 11,15 €
0,88 9,20 € 11,30 €
0,87 9,30 € 11,45 €
0,86 9,40 € 11,60 €
0,85 9,50 € 11,75 €
0,84 9,60 € 11,90 €
0,83 9,70 € 12,05 €
0,82 9,80 € 12,20 €
0,81 9,90 € 12,35 €
0,80 10,00 € 12,50 €

fm/Ifm ohne | mit
Seillinie Verbleib Biomasse
0,79 10,10 € 12,65 €
0,78 10,20 € 12,80 €
0,77 10,30 € 12,95 €
0,76 10,40 € 13,10 €
0,75 10,50 € 13,25 €
0,74 10,60 € 13,40 €
0,73 10,70 € 13,55 €
0,72 10,80 € 13,70 €
0,71 10,90 € 13,85 €
0,70 11,00 € 14,00 €
0,69 11,10 € 14,15 €
0,68 11,20 € 14,30 €
0,67 11,30 € 14,45 €
0,66 11,40 € 14,60 €
0,65 11,50 € 14,75 €
0,64 11,60 € 14,90 €
0,63 11,70 € 15,05 €
0,62 11,80 € 15,20 €
0,61 11,90 € 15,35 €
0,60 12,00 € 15,50 €
0,59 12,10 € 15,65 €
0,58 12,20 € 15,80 €
0,57 12,30 € 15,95 €
0,56 12,40 € 16,10 €
0,55 12,50 € 16,25 €
0,54 12,60 € 16,40 €
0,53 12,70 € 16,55 €
0,52 12,80 € 16,70 €
0,51 12,90 € 16,85 €
0,50 13,00 € 17,00 €
0,49 13,10 € 17,15 €
0,48 13,20 € 17,30 €
0,47 13,30 € 17,45 €
0,46 13,40 € 17,60 €
0,45 13,50 € 17,75 €
0,44 13,60 € 17,90 €
0,43 13,70 € 18,05 €
0,42 13,80 € 18,20 €
0,41 13,90 € 18,35 €
0,40 14,00 € 18,50 €
0,39 14,10 € 18,65 €
0,38 14,20 € 18,80 €
0,37 14,30 € 18,95 €
0,36 14,40 € 19,10 €
0,35 14,50 € 19,25 €
0,34 14,60 € 19,40 €
0,33 14,70 € 19,55 €
0,32 14,80 € 19,70 €
0,31 14,90 € 19,85 €
0,30 15,00 € 20,00 €
unter 0,30 15,00 € 20,00 €
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320-A

Zahl der Kammern bei den Arbeitsgerichten
und bei den Landesarbeitsgerichten

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

1.

fiir Familie, Arbeit und Soziales

vom 7. Oktober 2018, Az. A5/0063.01-1/77

Zahl der Kammern bei den Landesarbeitsgerichten

Aufgrund des § 17 Abs. 1 des Arbeitsgerichtsgesetzes
(ArbGG) wird die Zahl der Kammern bei den Landes-
arbeitsgerichten wie folgt festgesetzt:

a) Landesarbeitsgericht Miinchen: 12 Kammern

b) Landesarbeitsgericht Niirnberg: 9 Kammern

Zahl der Kammern bei den Arbeitsgerichten

Aufgrund des §35 Abs.3 ArbGG wird die Zahl der
Kammern bei den Arbeitsgerichten wie folgt festge-
setzt:

a) Arbeitsgericht Augsburg: 11 Kammern
b) Arbeitsgericht Bamberg: 5 Kammern
c¢) Arbeitsgericht Bayreuth: 5 Kammern
d) Arbeitsgericht Kempten: 6 Kammern
e) Arbeitsgericht Miinchen: 47 Kammern
f) Arbeitsgericht Nirnberg: 18 Kammern
g) Arbeitsgericht Passau: 5 Kammern
h) Arbeitsgericht Regensburg: 10 Kammern
i) Arbeitsgericht Rosenheim: 5 Kammern
j) Arbeitsgericht Weiden: 5 Kammern
k) Arbeitsgericht Wiirzburg: 12 Kammern

Inkrafttreten, AuBierkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. November 2018
in Kraft. 2Mit Ablauf des 31. Oktober 2018 treten die
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fur Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen
Uber die Zahl der Kammern bei den Landesarbeits-
gerichten vom 28. April 2006 (A1IMBI. S. 171) und die
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
fur Arbeit und Soziales, Familie und Integration tiber
die Zahl der Kammern bei den Arbeitsgerichten vom
11. August 2014 (AIIMBL. S. 398) auBer Kraft.

Michael Hohenberger
Ministerialdirektor
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I1. Veroifentlichungen, die nicht in den Fortfiihrungsnachweis des
Allgemeinen Ministerialblatts auigenommen werden

Anderung der Anschrift
der honorarkonsularischen Vertretung
der Volksrepublik Bangladesch in Miinchen

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 18. September 2018, Az. Prot 1090-351-2

Die Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung der
Volksrepublik Bangladesch in Miinchen hat sich wie folgt
gedndert:

ResidenzstraBe 18, 80333 Miinchen

Telefon: 089 215 585 112

E-Mail: brauch.hcgbangla@gmail.com

Die tibrigen Kontaktdaten bleiben unverandert.

Dr. Alfred Rihrmair
Ministerialdirigent

Erteilung eines Exequaturs an
Herrn Dragomir Zdravkov Dimitrov

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 27. September 2018, Az. Prot 1240-3304-4

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der Vertretung
der Republik Bulgarien in Miinchen ernannten Herrn
Dragomir Zdravkov Dimitrov am 21. September 2018
das Exequatur als Generalkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern und das
Land Baden-Wirttemberg.

Das der bisherigen Generalkonsulin, Frau Antoaneta
Nikolaeva Baycheva, am 21. September 2011 erteilte
Exequatur ist erloschen.

Dr. Alfred Rihrmair
Ministerialdirigent

Erteilung eines Exequaturs an
Herrn Suleiman Dauda Umar

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 27. September 2018, Az. Prot 1090-302-6

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufs-
konsularischen Vertretung der Bundesrepublik Nige-
ria in Frankfurt am Main ernannten Herrn Suleiman
Dauda Umar am 21. September 2018 das Exequatur als
Generalkonsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern sowie die
Lander Hessen, Baden-Wiirttemberg, Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Dayo Olu
Falowo, am 28. April 2017 erteilte Exequatur ist er-
loschen.

Dr. Alfred Rihrmair
Ministerialdirigent

Anderung der Anschrift
der honorarkonsularischen Vertretung
der Republik Liberia in Miinchen

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 15. Oktober 2018, Az. Prot 1090-377-7

Die Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung der
Republik Liberia in Miinchen hat sich wie folgt gedndert:

Karl-Schmid-Straie 9, 81829 Minchen

Die tibrigen Kontaktdaten bleiben unverandert.

Dr. Alfred Rihrmair
Ministerialdirigent

Erteilung eines Exequaturs an
Herrn Khalid Bader Th Almutairi

Bekanntmachung der Bayerischen Staatskanzlei

vom 15. Oktober 2018, Az. Prot 1090-28-18

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufs-
konsularischen Vertretung des Staates Kuwait in Frankfurt
am Main ernannten Herrn Khalid Bader Th Almutairi
am 8. Oktober 2018 das Exequatur als Generalkonsul
erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst den Freistaat Bayern sowie
die Lander Hessen, Baden-Wiirttemberg, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und das Saarland.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Dherar Naser
I Alnajran Altuwaijri, am 11. Dezember 2015
erteilte Exequatur ist erloschen.

Dr. Alfred Rihrmair
Ministerialdirigent

Mitgliedschaft beim
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums
des Innern und fiir Integration

vom 1. Oktober 2018, Az. B4-1517-8-38

Auf Grund des Art. 3 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes liber den
Bayerischen Kommunalen Priifungsverband wird der
Zweckverband zur Wasserversorgung der Reckendorfer
Gruppe (Landkreis Bamberg, Regierungsbezirk Ober-
franken) mit Wirkung vom 1. November 2018 zum Mit-
glied des Bayerischen Kommunalen Prifungsverbands
bestimmt.

Glinter Schuster
Ministerialdirektor
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IV. Nichtamtliche Veroffentlichungen

Stellenausschreibung

Die Stelle der Vizeprasidentin/des Vizeprdsidenten des
Sozialgerichts Bayreuth (BesGr R 2 + AZ) ist neu zu
besetzen.

Bis zum 20. November 2018 konnen auf dem Dienstweg
Bewerbungen beim Prasidenten des Bayerischen Landes-
sozialgerichts eingereicht werden.

Im Hinblick auf die Anforderungen des zu besetzenden
Amtes werden eine ausgepragte Fuhrungs- und Ver-
waltungserfahrung, mindestens zwei Jahre sozialrichter-
liche Tatigkeit und Berufserfahrung in der 6ffentlichen
Verwaltung vorausgesetzt.

Vorrangig werden Bewerberinnen/Bewerber berticksich-
tigt, die Uiber eine ausreichend lange Berufserfahrung als

Juristin/Jurist in der Ministerialverwaltung in leitender
Funktion, am Bundesverfassungsgericht, am Bundes-
sozialgericht oder einer vergleichbaren Institution auf
europdischer oder internationaler Ebene verfluigen.

Bewerbungen von Frauen sind erwiinscht (Art. 2 Abs. 1,
Art. 7 Abs. 3 BayGIG). Auf das Antragsrecht zur Beteili-
gung der/des Gleichstellungsbeauftragten (Art. 18 Abs. 3
Satz 2 BayGIG) sowie auf die Moglichkeit einer ErméaBi-
gung des Dienstes unter den gesetzlichen Voraussetzun-
gen des BayRiG wird hingewiesen.

Schwerbehinderte Bewerberinnen/Bewerber werden bei
ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt
bertucksichtigt.

Literaturhinweise

Springer Gabler, Springer DE, Berlin u.a.

Arndt/Goémez/Wohlgemuth, Nachhaltige Betriebliche
Umweltinformationssysteme, Konferenzband zu
den 9. BUIS-Tagen, 2018, X, 306 Seiten, Preis 59,99 €,
Research, ISBN 978-3-658-20379-5.

Im Rahmen der 9. BUIS-Tage, die auch gleichzeitig die
19. Tagung der Fachgruppe Betriebliche Umweltinfor-
mationssysteme der Gesellschaft fiir Informatik e.V.
waren, sind aktuelle Themen des nachhaltigen Einsatzes
von IT-Losungen prasentiert worden. Der Tagungsband
dokumentiert die diversen Beitrdge, die sich neben Fra-
gen der nachhaltigen Gestaltung von und mit betriebli-
chen Umweltinformationssystemen, Green Events, Nach-
haltigkeit in der Lehre auseinandersetzen. Mit dem Fokus
auf Automatisierung, Wirtschaft & Politik, Wissen & Da-
tenaustausch, Soziales und Bildung wurden Lebensberei-
che thematisiert, in denen Nachhaltigkeit bereits intensiv
diskutiert wird.

Sturm/Vogt, Umweltokonomik, eine anwendungsorien-
tierte Einfiihrung, 2. Auflage 2018, XII, 242 Seiten, Preis
29,99 €, Lehrbuch, ISBN 978-3-662-54126-5.

Die Umweltdékonomik sucht nach Mitteln zur moglichst
effizienten Bereitstellung von Umweltgtitern wie sauberes
Wasser und Klimaschutz. Das Buch bietet eine Einfithrung
in die Grundlagen der Umweltokonomik und stellt aktuel-
le Forschungsfragen vor. Es werden die Theorie externer
Effekte sowie die Besonderheiten von Umweltgtiitern aus-
fuhrlich erldutert. Auch die umweltpolitischen Instrumen-
te, wie Steuern, Emissionshandel und Auflagen, die zur
Loésung von umweltrelevantem Marktversagen beitragen,
werden eingehend behandelt.

Springer, Berlin

Plewig/Landthaler/Burgdorf, Braun-Falco's Dermato-
logie, Venerologie und Allergologie, 7., vollstandig
lberarbeitete und aktualisierte Auflage 2018, Preis 249 €,
ISBN 978-3-662-49543-8. Band 1, XXVI, 1126 Seiten.
Band 2, XXVI, Seiten 1127-2265.

Das Standardwerk konzentriert die wichtigen Informatio-
nen auf das Nétigste und stellt eine praxisnahe Ubersicht
tber das Fachgebiet dar. Alle relevanten Krankheitsbil-
der der Dermatologie, Venerologie und Allergologie sind
dargestellt. Das Werk enthdlt die neuesten wissenschaft-
lichen Erkenntnisse, die praxistauglich aufbereitet sind.
Die aktuellen Leitlinien und Standards sind berticksich-
tigt. Zahlreiche klinische Farbabbildungen unterstiitzen
bei der Diagnose. Durch viele neue oder aktualisierte
Kapitel zu Grundlagen, diagnostischen und therapeu-
tischen Verfahren und durch neue klinische Kapitel wird
die Neuauflage der Dynamik des Fachgebiets gerecht.

Felser, Konsum im Alter, das hohere Lebensalter und
seine Relevanz fiir den Verbraucherschutz, 2018, XV, 147
Seiten, Preis 39,99 €, Research, ISBN 978-3-658-20242-2.

Das im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz und
fur Verbraucherschutz erstellte Gutachten zeigt, dass un-
terschiedliche Lebenserfahrungen und Alterungsprozes-
se daflr sorgen, dass dltere Konsumentinnen und Kon-
sumenten eine besonders vielfaltige Zielgruppe bilden
und es dennoch charakteristische Entwicklungen gibt,
die das hohere Lebensalter unweigerlich mit sich bringt.
Die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse wurden
ausgewertet und es wird erklart, warum man der dlteren
Zielgruppe besondere Aufmerksamkeit widmen sollte.
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Schallbruch, Schwacher Staat im Netz, wie die Digita-
lisierung den Staat in Frage stellt, 2018, VI, 271 Seiten,
Preis 19,99 €, ISBN 978-3-658-19946-3.

Die Entstehung der Netz- und Digitalpolitik seit dem Jahr
2000 in Deutschland wird in dem Band dargestellt. An-
hand von Beispielen werden die Miithen von Politik und
Verwaltung im Umgang mit der Digitalisierung beschrie-
ben. Die Ursachen der digitalen Schwéache des Staates
werden herausgearbeitet und konkrete Vorschldge, wie
die Politik die Wirksamkeit des Staates auch in der digita-
len Welt erhalten kann, prasentiert.

Wolff/Gobel, Digitalisierung: Segen oder Fluch?, wie
die Digitalisierung unsere Lebens- und Arbeitswelt ver-
dndert, 2018, XIX, 263 Seiten, Preis 24,99 €, ISBN 978-3-
662-54840-0.

Anhand anschaulicher Beispiele wird aufgezeigt, wie die
Digitalisierung Arbeitsplatze und privates Umfeld veran-
dert, welche Gefahren damit verbunden sind, aber auch
welche Zukunftschancen darin liegen. Basierend auf
aktuellen Erkenntnissen und mit zahlreichen anschau-
lichen Beispielen wird die Materie verstandlich erklart.

Knoepfler, Genmanipulierte Menschheit, Evolution
selbst gemacht, 2018, XVIII, 264 Seiten, Preis 24,99 €,
ISBN 978-3-662-56000-6.

Es werden in dem Buch die neuesten Technologien im
Bereich Genmanipulation, Gentherapie und Klonie-
rungen, insbesondere auch beim Menschen, die in den
kommenden Jahren zunehmend in der Praxis einge-
setzt werden kénnten, verstdndlich erlautert. Uber die
Gentechnik-Debatte und ihre medizinischen wie gesell-
schaftlichen Auswirkungen wird ein umfassender Uber-
blick geboten und tber das Potenzial und die Gefahren
der sich anbahnenden Genmanipulation beim Menschen
aufgeklart.

Elleuche, Extreme Lebensraume, wie Mikroben unse-
ren Planeten erobern, 2018, XV, 314 Seiten, Preis 19,99 €,
ISBN 978-3-662-56014-3.

Mikroben sind Uberlebenskiinstler, sie siedeln an den
unwirtlichsten und extremsten Orten, sei es Packeis, die
Tiefsee, heile Quellen oder die salzigsten Seen. Aufgrund
ihrer enormen Anpassungsfdhigkeit und ihres Talents,
kaum vorstellbare Lebensraume zu erobern wie den 6l-
belasteten Boden der Meere, vergiftete Industrieabwasser
oder durch radioaktive Strahlung verseuchte Tumpel, las-
sen sie sich nicht aufhalten. Das Buch bietet einen Uber-
blick tiber diese interessanten Lebewesen und kombiniert
Geschichte, Anekdoten und Fakten der Wissenschaft.

Lelley, No fungi no future, wie Pilze die Welt retten kon-
nen, 2018, XII, 268 Seiten, Preis 24,99 €, ISBN 978-3-662-
56506-3.

Das Buch klart tber den bisher allgemein kaum bekann-
ten Nutzen der sogenannten GroBpilze auf. Dies sind Pil-
ze, die von Spaziergdngen in Wald und Wiese bekannt
sind und im Handel verkauft werden. Der Band geht z. B.
Fragen nach ob GroBpilze das Potenzial haben, Erndh-
rungsprobleme armer Lander zu lésen oder geschadig-
te Walder zu revitalisieren. Es werden Einblicke in die
ungeahnten Fahigkeiten der GroBpilze gewahrt.

Lenz, Rechtliche Stellung von App-Stores, eine zivil-
und wettbewerbsrechtliche Analyse, 2018, XXI, 315 Sei-
ten, Preis 59,99 €, Research, ISBN 978-3-658-20981-0.
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In dem Band werden Rechte und Pflichten der App-Stores,
der Entwickler und ihrer Nutzer in zivil-, lauterkeits- und
kartellrechtlicher Hinsicht untersucht. Das Fundament
der Arbeit bildet die zivilrechtliche Einordnung und un-
terscheidet in kostenpflichtige, kostenlose und solche
Apps mit In-App-Kéaufen. Neben Informationspflichten
missen insbesondere die werbenden Ansprachen bei
In-App-Kéufen beachtet werden. Die Stellung der App-
Stores auf den Betriebssystemen wird auch kartellrecht-
lich betrachtet, um die wettbewerbsrechtliche Bedeutung
der App-Stores zu erfassen.

Schade/Jokusch, Betorend, berauschend, tédlich, Gift-
pflanzen in unserer Umgebung, 2. Auflage 2018, XII,
256 Seiten, Preis 29,99 €, ISBN 978-3-662-56047-1.

Das Buch behandelt die giftigen Pflanzen in unserer
Umgebung und informiert tUber botanische, biochemi-
sche und toxikologische Fakten, die durch die Darstel-
lungen historischer Riickblicke, Anekdoten und eigene
Erfahrungen aufgelockert werden. Der Band folgt in der
Anordnung der Arten in etwa der jahreszeitlichen Abfol-
ge des ersten Auftretens auffalliger giftiger Pflanzenteile.
In die Neuauflage wurden zwolf neue Pflanzenarten auf-
genommen, von denen einige derzeit die Offentlichkeit
beschaftigen.

Weber, Biodiversitat, warum wir ohne Vielfalt nicht leben
konnen, 2018, XVIII, 346 Seiten, Preis 19,99 €, ISBN 978-
3-662-55623-8.

Die Biodiversitat setzt sich aus der Vielfalt der Arten in
einem Lebensraum, der Vielfalt der Okosysteme und
Lebensrdume selbst und der Vielfalt der Gene in den
Lebewesen zusammen. Der Band erklért leicht verstand-
lich und mit anschaulichen Beispielen die Zusammen-
hénge und Hintergriinde der Biodiversitdt und macht
deutlich, warum wir von biologischer Vielfalt abhangig
sind und ohne sie nicht von Okosystemdienstleistungen
wie sauberem Wasser oder der Regulierung des Klimas
profitieren kénnten.

Voigt/von dem Bussche, EU-Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO), unter vollstandiger Bertcksichtigung
des deutschen Datenschutz-Anpassungs- und -Umset-
zungsgesetzes EU (DSAnpUG-EU), Praktikerhandbuch,
2018, XII, 531 Seiten, Preis 69,99 € ISBN 978-3-662-
56186-7.

Das Werk enthdlt Hinweise zur praktischen Umsetzung
der DSGVO und eine systematische Analyse der neuen
Vorschriften. Es widmet sich u.a. den organisatorischen
und materiellen Datenschutzanforderungen, den Rechten
der betroffenen Personen, der Rolle der Aufsichtsbehor-
den, der Rechtsdurchsetzung und den BuBgeldern nach
der Verordnung sowie nationalen Besonderheiten. Das
deutsche DSAnpUG-EU ist umfassend berticksichtigt. Es
wird ein kompakter Uberblick zu den Konsequenzen der
Neuregelung fir ausgewdhlte Verarbeitungssituationen
mit hoher Praxisrelevanz, wie Cloud Computing, Big Data
und Internet of Things gewdhrt. Der Schwerpunkt liegt
auf praktischen Fragestellungen einschlieflich Vorschla-
gen zur Umsetzung der neuen gesetzlichen Regelungen.
Zum Verstandnis der Auswirkungen der neuen Regelun-
gen sind zahlreiche Praxishinweise und Beispiele enthal-
ten.
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Heyne/Schmiedgen, Autolust! Dieselfrust?, E-Mobilitat,
Autonomes Fahren, Auto-Vision 2030, 2018, VII, 148 Sei-
ten, Preis 12,99 €, ISBN 978-3-658-21608-5.

Der Band informiert neutral iber die Automobile von heu-
te und morgen, tiber ihre Antriebe, die Elektromobilitat,
das autonome Fahren, die Schadstoffe und den Klima-
schutz. Er raumt mit manchen Meinungen, Ideologien,
Vorurteilen und Zukunftsangsten auf und stellt in all-
gemein verstandlicher Form die Hintergriinde und Fak-
ten des Autos und seiner Antriebe dar.

Zimber, Fiithren und gesund bleiben, ein Praventions-
programm fiir Fihrungskrafte in Sandwich-Positionen,
2018, XV, 158 Seiten, Preis 14,99 €, ISBN 978-3-658-
56456-1.

Wie Untersuchungen zeigen sind Menschen in Sand-
wich-Positionen mit wenig Entscheidungsspielraum
hoch gefdhrdet, psychische Probleme zu entwickeln. Das
Buch stellt in fiinf Schritten das PsyGeMa-Praventions-
programm vor, um mit Stress und Belastung moglichst
gesund umgehen zu kénnen.

Schrodel, Der digitale Tod, warum ich das Handy eines
toten Madchens knackte, 2018, IX, 190 Seiten, Preis
14,99 €, ISBN 978-3-658-15651-0.

Um uns herum ist die digitale Welt langst im Leben an-
gekommen und stellt uns nun aber auch nach dem Tod
eines Menschen vor ungeahnte Herausforderungen und
Uberlegungen. Das Buch liefert keine Direktanleitung im
Umgang mit Daten nach dem Tod und auch ebenso keine
juristische Beratung. Es stellt die (teils gegensatzlichen)
Ansichten verschiedener Standpunkte dar.

Reif/SpieB/Stadler, Effektiver Umgang mit Stress,
Gesundheitsmanagement im Beruf, 2018, XL, 176 Seiten,
Preis 24,99 €, ISBN 978-3-662-55680-1.

Das auf Erkenntnissen aus Wissenschaft und Praxis ba-
sierende Buch zeigt auf, was beruflicher Stress aus Men-
schen macht und wie man besser mit Stress umgehen
kann. Klassische und aktuelle Erkenntnisse aus der
psychologischen Stressforschung werden auf den Punkt
gebracht und das mit Stress verbundene komplexe
Ursachengefiige anhand eines praxisrelevanten Modells
verdeutlicht. Durch zahlreiche Fall- und Praxisbeispiele,
Checklisten, Fragebdgen, Anséatze zur Gestaltung sowie
Tipps und Tricks wird gezeigt, wie eine Arbeitsatmo-
sphéare geschaffen werden kann, in der Menschen ohne
gesundheitliche Schadigung und psychische Gefahrdun-
gen arbeiten kénnen.

Endriss, Die psychische Gewalt der Ignoranzfalle,
Selbstcoaching und Pravention fur Betroffene, 2018, X, 46
Seiten, Preis 17,99 €, essentials ISBN 978-3-658-21834-8.

Ignoranz ist eine besondere Form des Mobbings, die im
Berufs- und im Privatleben stattfinden kann. Das Buch
hilft bei der Aufdeckung diverser, haufig schwer zu durch-
schauender Formen von subtiler seelischer Gewalt und
bietet MaBnahmen zur Gegenwehr in Eigenregie durch
Selbstcoaching.

Ternés/Hagemes, Die Digitalisierung frisst Ihre User,
der digitale Wahnsinn und wie Sie ihn beherrschen, 2018,
XII, 213 Seiten, Preis 19,99 €, ISBN 978-3-658-21360-2.

Der Band bietet Unterstiitzung, um in der nahen Zukunft
einen verniunftigen und moglichst sicheren Umgang mit

der digitalen Welt zu ermdglichen. Er hilft die Hinter-
grinde von Apps und Gadgets und der smarten Welt zu
verstehen und zeigt, was Daten wirklich bedeuten und
wie man sich durch schlaue Anwendungen schiitzen
kann, damit man sich selbstverstandlich und furchtlos in
ihr bewegen kann.

Kaluza, Gelassen und sicher im Stress, das Stresskom-
petenz-Buch: Stress erkennen, verstehen, bewadltigen, 7.,
korrigierte Auflage 2018, IX, 212 Seiten, Preis 19,99 €,
ISBN 978-3-662-55985-7.

Das Buch zeigt vielfaltige Handlungsmdoglichkeiten auf
und macht Mut fiir den eigenen Weg zu einem gelasse-
nen und gesunden Umgang mit Stressbelastungen in
Beruf und Alltag. Es gibt alltagstaugliche Tipps um Stress
zu erkennen, zu verstehen und zu bewadltigen. Frage-
bdégen, Anleitungen zur Selbstbeobachtung, Ubungen
und Checklisten helfen dabei.

Springer VS, Springer DE, Wiesbaden

Berr, Transdisziplindare Landschaitsforschung, Grund-
lagen und Perspektiven, 2018, VI, 218 Seiten, Preis
39,99 €, RaumFragen: Stadt, Region Landschaft, ISBN
978-3-658-20780-9.

Der demografische Wandel, die Energiewende, die
diversen sonstigen Verdnderungen sowie neue private
und offentliche Nutzungsanspriiche an Raum und Land-
schaft schaffen neue vielfaltige Herausforderungen. Um
die Herausforderungen der Zukunft bei der nachhal-
tigen Gestaltung, Nutzung und Schonung einer weiterhin
bewohnbaren Welt annehmen, begleiten und mitsteuern
zu konnen sind die architektonischen und planerischen
Disziplinen zur Zusammenarbeit aufgerufen. Die Bei-
trdge des Bandes sind die schriftlichen Fassungen eines
von DFG geforderten Workshops vom Februar 2017 an der
Universitdt Vechta zum Thema , Transdisziplindre Land-
schaftsforschung".

Unverzagt, Handbuch PR-Recht, 2., iiberarbeitete Auf-
lage, LII, 624 Seiten, 69,99 €, Research, ISBN 978-3-658-
17899-4.

Das grundlegend tberarbeitete und anschauliche Hand-
buch vermittelt einen systematischen Uberblick {iber
Moglichkeiten und rechtliche Fallstricke im Bereich der
PR-Arbeit online wie offline. Neben Vertrags-, Haftungs-
und Vergiitungsfragen, u.a. auch der Pitch und das recht-
liche Vorgehen in Krisenfédllen, werden in 17 Kapiteln und
mehr als 2.000 Fundstellen die fiir die PR-Kommunikati-
on taglich relevanten Themen behandelt. Das Auffinden
der praxisrelevanten Keywords wird durch ein umfang-
reiches Sachwortverzeichnis erleichtert. Die praxisorien-
tierte Darstellung enthalt Checklisten, Tabellen, Grafiken
und Vertrage.

Futterer, Logik und Problematik der Antikorruption,
Deutschland und Italien im Vergleich, XX, 440 Seiten,
59,99 €, Research, ISBN 978-3-658-21850-8.

Das Thema Korruption wird meist mit undemokratischen
Staaten in Verbindung gebracht. Empirische Befunde
belegen, dass dieses Phdnomen durchaus auch in kon-
solidierten westlichen Demokratien auftritt, wo korrupte
Verhaltensweisen aufgrund des herrschenden Selbst-
verstdndnisses einer modernen politischen Kultur dem
demokratischen Grundkonsens entgegenstehen. Das
Buch charakterisiert vor diesem Hintergrund Korruption
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und Antikorruption und legt eine Abgrenzung zwischen
unterschiedlichen Ebenen, Sektoren und Reichweiten
vor. Um Korruption langfristig zu minimieren, wird der
Frage nachgegangen, inwieweit Antikorruption funktio-
nal gewdahlt ist und gezeigt, wie diese auf Eigenschaften
und Pramissen westlicher Demokratien abgestimmt wer-
den kann.

Endres, Erndhrung in Sozialen Medien, Inszenie-
rung, Demokratisierung, Trivialisierung, IX, 186 Seiten,
44,99 €, Research, ISBN 978-3-658-21987-1.

Die neuen Kommunikationsstrukturen in den Sozialen
Medien machen es moglich, dass Laien sich selbst zu
Erndhrungsexperten erkldren, einander beraten und so
eine Dynamik der Selbstreferenz entstehen lassen. In
dem Buch wird der Frage nachgegangen, wie Erndh-
rungskommunikation alltagsnah und politisch-parti-
zipativ stattfinden kann. Es wird die Notwendigkeit fur
Vertreter der Erndhrungswissenschaft betont, sich ange-
sichts der groBen Dominanz von Laienwissen vermehrt
in Sozialen Medien zu beteiligen, um ein realistischeres
Verbraucherbild zu gewinnen.

von Alemann/Erbentraut/Walther, Das Parteiensystem
der Bundesrepublik Deutschland, eine Einfiihrung, 5.,
aktualisierte und tiberarbeitete Auflage, VIII, 300 Seiten,
27,99 €, Lehrbuch, Grundwissen Politik, ISBN 978-3-658-
21158-5.

Im Zentrum der aktualisierten Neuauflage stehen die
Parteien und das Parteiensystem der Bundesrepublik
Deutschland. Das Werk widmet sich neben der Parteien-
forschung auch den aktuellen Herausforderungen, wie
z.B. der Parteienverdrossenheit, dem Aufstieg populis-
tischer Parteien oder der Diskussion um eine faire Par-
teienfinanzierung. Damit bietet das Standardwerk eine
fundierte und verstandlich geschriebene Einfiihrung in
das Parteiensystem der Bundesrepublik Deutschland.

Kleinert, Die AfD und ihre Mitglieder, eine Analyse mit
Auswertung einer exemplarischen Mitgliederbefragung
hessischer Kreisverbande, V, 131 Seiten, 29,99 €, ISBN
978-3-658-21715-0.

Das Buch beschaftigt sich zundchst mit der Problematik
der sozialwissenschaftlichen Zu- und Einordnung der
AfD und ihrer Mitglieder. Eine empirische Untersuchung
der politischen Einstellungen von AfD-Mitgliedern in
zwel hessischen Kreisverbanden bildet dabei die Grund-
lage der Analyse. Die kompakte Argumentation wird
durch weitere Kapitel zur Geschichte und zur Program-
matik der Partei abgerundet.

Wolters Kluwer Deutschland, Carl Heymanns Verlag,
Koln

Auernhammer, DSGVO, BDSG - Datenschutz-Grund-
verordnung, Bundesdatenschutzgesetz mit Nebenge-
setzen, Kommentar, 6. Auflage 2018, XLV, 2381 Seiten,
Preis 149 €, ISBN 978-3-452-28990-2.

Die Neuauflage aktualisiert die bereits in der Vorauf-
lage kommentierte DSGVO. Ebenfalls erldutert sind die
Datenschutzvorschriften, insbesondere das Telemedien-
gesetz, das Telekommunikationsgesetz und das Infor-
mationsfreiheitsgesetz aus den wichtigsten Nebenge-
setzen (bereichsspezifische Datenschutzvorschriften).
Das Werk wird mit einer Einfiihrung in die EU-Daten-
schutzrichtlinie fiir Polizei und Justiz abgerundet. Der
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Kommentar bietet sach- und praxisgerechte Losungen
mit wissenschaftlicher Griindlichkeit. Neu aufgenommen
sind z. B. die Videoliberwachung o6ffentlich zuganglicher
Raume, die Verarbeitung besonderer Kategorien per-
sonenbezogener Daten, der Beschéaftigtendatenschutz,
Geheimhaltungspflichten, Recht auf Loschung sowie die
Datenschutzfolgenabschatzung u.v. m.

Bund Verlag, Frankfurt am Main

Daéaubler/Wedde/Weichert/Sommer, EU-Datenschutz-
Grundverordnung und BDSG-neu, Kompaktkommentar,
EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO). neues
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG-neu), weitere daten-
schutzrechtliche Vorschriften, 2018, 1379 Seiten, Preis
99 €, Kompaktkommentar, ISBN 978-3-7663-6615-3.

Seit dem 25. Mai 2018 gilt, mit der in Kraft getretenen
neuen EU-Datenschutz-Grundverordnung, in ganz Eu-
ropa ein neues Datenschutzrecht. Das bisherige Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG) wurde durch die DSGVO und
ein deutsches Anpassungsgesetz (BDSG-neu) ersetzt. Der
Kommentar bietet eine kompakte Einfithrung in das neue
Datenschutzrecht und gibt Hinweise fiir die betriebliche
Praxis. Die Schwerpunkte bilden dabei u.a. der Beschaf-
tigtendatenschutz nach neuem Recht, die Auswirkungen
auf die Arbeit von Interessenvertretungen, Cloud Com-
puting, Big Data, Social Media, Telemedien etc. Das Werk
unterstiitzt beim Verstandnis und der Anwendung der oft
komplizierten Vorschriften.

Bolwig/Conrad-Giese/Groskreutz, Behindertenrecht in
der Arbeitswelt, Gesetze, Verordnungen, Einleitungen,
Ubersichten, 2., iiberarbeitete und aktualisierte Auflage
2018, 711 Seiten, Preis 39,90 €, ISBN 978-3-7663-6717-4.

Eswerden in dem Buch wichtige Gesetze (AGG, Behinder-
tengleichstellungsgesetz, UN-Behindertenrechtskonven-
tion), Verordnungen (Eingliederungshilfe-Verordnung,
Kraftfahrzeughilfe-Verordnung, Schwerbehinderten-
Ausgleichsabgabeverordnung) und Vorschriften aus dem
Recht der Menschen mit Behinderungen vorgestellt. Seit
1. Januar 2018 ist eine der wesentlichen Stufen des Bun-
desteilhabegesetzes in Kraft getreten. Der Einschub des
Eingliederungshilferechts und weitere neue Regelungen
filhren zu einer neuen Nummerierung im SGB IX. Die
alte und neue Zahlung wird in einer Synopse gegentiber-
gestellt, um den Umgang mit der neuen Nummerierung
vertraut zu machen und die Auffindung der gesuchten Pa-
ragrafen zu erleichtern.

Feldes/Helbig/Kramer, Schwerbehindertenrecht, Basis-
kommentar zum SGB IX mit Wahlordnung, 14., Uberar-
beitete und aktualisierte Auflage 2018, 544 Seiten, Preis
39,90 €, Basiskommentar, ISBN 978-3-7663-6723-5.

Der praxisorientierte Basiskommentar informiert umfas-
send iiber die aktuellen Anderungen durch das Bundes-
teilhabegesetz. Der Band setzt sich ausfiithrlich mit den
neuen Regelungen fiir die Schwerbehindertenvertretun-
gen auseinander wie z.B. mit der vorherigen Beteiligung
der Schwerbehindertenvertretung bei Kiindigungen, dem
Anspruch auf eine Burokraft oder dem Schulungsan-
spruch von Stellvertretern. Er berticksichtigt die neue Pa-
ragraphenzdhlung im SGB IX, die zum 1. Januar 2018 in
Kraft getreten ist. Die Orientierung wird durch eine Syn-
opse mit alter und neuer Paragraphenzdhlung erleichtert.
Die Neuauflage bertiicksichtigt Gesetzesdnderungen und
Rechtsprechung bis Januar 2018.
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Gorg/Guth, Tarifvertrag fiir den offentlichen Dienst
der Linder — TV-L, Basiskommentar zum TV-L mit dem
Uberleitungstarifvertrag TVU-Lander, 5., aktualisierte
Auflage 2018, 476 Seiten, Preis 39,90 €, Basiskommentar,
ISBN 978-3-7663-6629-0.

Der Kommentar erldutert samtliche Neuerungen fundiert
und mit Blick fir die Probleme der Praxis. Die Neuauf-
lage stellt samtliche Anderungen im Tarifvertrag fiir den
offentlichen Dienst der Lander (TV-L) praxisgerecht und
anschaulich dar. Im Mittelpunkt stehen die Erlduterun-
gen zum Allgemeinen Teil des Tarifvertrags. Auch die
Sonderregelungen und der Text des Uberleitungstarifver-
trags TVU-Lander sind abgedruckt.

Klebe/Ratayczak/Heilmann, Betriebsverfassungsgesetz,
Basiskommentar mit Wahlordnung, 20., neu bearbeitete
Auflage 2018, 975 Seiten., Preis 39,90 €, Basiskommentar,
ISBN 978-3-7663-6703-7.

Die Neuauflage des Basiskommentars berucksichtigt die
aktuellen Gesetzesdanderungen wie das Entgelttrans-
parenzgesetz (EntgTranspG), das Bundesteilhabegesetz
(BTHQ), die EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)
und die fir den Betriebsrat wichtige Rechtsprechung
u.v.m. Alle wichtigen Entscheidungen der Arbeitsgerich-
te werden erldutert. Konkrete Beispiele mit Empfehlun-
gen helfen in der taglichen Praxis.

Bundesanzeiger Verlag, Koln

Kraus-Johnsen, Schimmelpilz-Handbuch, Praxiswissen
zu Schimmelpilzschdden in Gebduden, Mikrobiologie +
Gesundheit, Bautechnik + Arbeitsschutz, Versicherung,
Bewertung + Recht, 2018, 626 Seiten, Preis 79€, ISBN
978-3-8462-0784-0.

Das Konzept des Schimmelpilz-Handbuchs ist interdiszi-
plindr, da bei dem komplexen Thema der Schimmelpilz-
schaden Vertreter mehrerer Fachdisziplinen zusammen-
arbeiten mussen, um Ursachen zu kldren, Auswirkungen
zu erkunden und den Schaden zu beseitigen. Das Buch
bietet eine umfassende Ubersicht zum aktuellen Stand der
Schimmelpilz-Problematik in Gebduden. Es berticksich-
tigt den neuen UBA-Schimmelleitfaden und das neue, seit
1. Januar 2018 geltende Bauvertragsrecht. Durch die Dar-
stellungen zahlreicher Schadens- und Sanierungsfalle
wird ein Praxisbezug hergestellt. Neben Grundlagenwis-
sen werden neue Tendenzen, Forschungs- und Umfrage-
ergebnisse vorgestellt.

Miiller-Wrede, SektVO einschlieBlich VergStatVoO,
Kommentar, 2., vollstdndig tiberarbeitete Auflage 2018,
LII, 1233 Seiten, Preis 159 €, Vergabe, ISBN 978-3-8462-
0554-9.

Der deutsche Gesetzgeber hat im Jahr 2016 das deutsche
Vergaberecht aufgrund der neuen EU-Vergaberichtlinien
grundlegend reformiert und im Zuge dessen die SektVO
umfassend uberarbeitet. Die Neuauflage des praxisorien-
tierten Standardwerks kommentiert nicht nur die SektvVO
mit ihren Neuerungen der Vergaberechtsreform 2016,
sondern auch die neue Vergabestatistikverordnung tiber-
sichtlich und fundiert. Die einzelnen Kommentierungen
beinhalten ergdnzend die jeweiligen Verordnungsbe-
grindungen (BR-Drs. 87/16). Praxisrelevante Problem-
stellungen und praxisgerechte LOsungswege werden
umfassend dargestellt. Das Werk befindet sich auf dem
neuesten Stand der Regelwerke und der Rechtsprechung.

Buchwald/Mayrhofer, Arzneimittelrecht, Sammlung von
amtlichen Verodffentlichungen zum Arzneimittelgesetz
und zum EU-Arzneimittelrecht, Loseblattwerk, 117. Lie-
ferung, Stand Februar 2018, Grundwerk mit ca. 2900 Sei-
ten, Preis 158 €, ISBN 978-3-89817-352-6.

Busch/Niesen/Veit, Gefahrgutvorschriften fiir alle Ver-
kehrstrdager, Richtlinien, Bekanntmachungen und sonsti-
ge Veroffentlichungen fur den Transport gefahrlicher Gu-
ter bei allen Verkehrstragern mit Erlduterungen, 49. und
50. Lieferung, Stand Januar 2018, Loseblattgrundwerk
ca. 1700 Seiten, einschl. 2 Ordnern, Preis 150€, ISBN
978-3-923106-73-8.

Kahl/Schliter, Gefahrstoffrecht, Materialien zur Ein-
stufung und Kennzeichnung, Chemikaliengesetz, Ge-
fahrstoffverordnung, = Chemikalien-Verbotsverordnung,
EG-Gesetzgebung, CLP-Verordnung, REACH-Verord-
nung, alle einschlagigen EG-Richtlinien, 36. Lieferung,
Stand Marz 2018, Grundwerk mit ca. 1800 Seiten, einschl.
2 Ordnern, inkl. Daten-Download, Preis 168€, ISBN
978-3-935064-24-8.

Dodegge/Roth, Systematischer Praxiskommentar Be-
treuungsrecht, 5., iberarbeitete und aktualisierte Auflage
2018, LVIII, 892 Seiten, Preis 64 €, Familie, Betreuung,
Soziales, ISBN 978-3-8462-0854-0.

Der bewdhrte Praxiskommentar erlautert umfassend alle
relevanten materiell- und verfahrensrechtlichen Vor-
schriften aus BGB, FamFG, GNotKG, RPfIG und weiteren
Gesetzen.

Herausgeber/Redaktion:

Bayerisches Staatsministerium des Innern und fiir Integration,
Odeonsplatz 3, 80539 Miinchen, Telefon (0 89) 21 92-01,
E-Mail: redaktion.allmbl@stmi.bayern.de

Technische Umsetzung:

Bayerische Staatsbibliothek, Ludwigstra3e 16, 80539 Miinchen

Druck:

Justizvollzugsanstalt Landsberg am Lech, Hindenburgring 12,
86899 Landsberg am Lech, Telefon (0 8191) 126-7 25,

Telefax (0 8191) 126-855, E-Mail: druckerei.betrieb@jva-1l.bayern.de

ISSN 1867-9072

Erscheinungshinweis/Bezugsbedingungen:

Das Allgemeine Ministerialblatt (A1IMBI.) erscheint nach Bedarf, in der
Regel monatlich. Es wird im Internet auf der ,Verkiindungsplattform Bayern”
www.verkuendung.bayern.de veroffentlicht. Das dort eingestellte elek-
tronische PDF/A-Dokument ist die amtlich verkiindete Fassung. Die
,Verkiindungsplattform Bayern" ist fiir jedermann kostenfrei verfiigbar.

Ein Ausdruck der verkiindeten Amtsblatter kann bei der Justizvollzugs-
anstalt Landsberg am Lech gegen Entgelt bestellt werden. Das Jahres-
abonnement des Allgemeinen Ministerialblatts kostet 70 Euro zuziiglich
Portokosten. Ndhere Angaben zu den Bezugsbedingungen kénnen der
,Verkiindungsplattform Bayern" entnommen werden.



https://www.verkuendung-bayern.de/
mailto:druckerei.betrieb@jva-ll.bayern.de
mailto:redaktion.allmbl@stmi.bayern.de

	Inhaltsübersicht
	I. Veröffentlichungen, die in den Fortführungsnachweis des Allgemeinen Ministerialblatts aufgenommen werden
	103-S, 1140-S  Änderung der Redaktionsrichtlinien und der Veröffentlichungsbekanntmachung
	1132-S  Ehrenpatenschaften des Bayerischen Ministerpräsidenten bei Mehrlingsgeburten (Ehrenpatenschafts-Bekanntmachung – PatenBek)
	Anlage (zu Nr. 3.2): Antrag auf Übernahme der Ehrenpatenschaft durch den Bayerischen Ministerpräsidenten 
bei Mehrlingsgeburten (ab Drillingen)

	1132-S  Verleihung einer Medaille für besondere Verdienste um den Freistaat Bayern in Europa und der Welt (Europamedaillen-Bekanntmachung – EuMedBek)
	3121.0-I   Änderung der Gemeinsamen Bekanntmachung zur Feststellung von Alkohol-, Medikamenten und Drogeneinfluss bei Straftaten und Ordnungswidrigkeiten; Sicherstellung und Beschlagnahme von Führerscheinen
	2330-B  Änderung des Bayerischen Zinsverbilligungsprogramms zur Förderung von Eigenwohnraum
	2330-B  Änderung der Richtlinien für die Förderung von Wohnraum für Studierende
	7531-U  Aufhebung der Bekanntmachung zum Vollzug des Wasserrechts; Analysen- und Messverfahren für Abwasser
	7815-L  Zuschussfähige Höchstsätze in der Ländlichen Entwicklung (ZHLE)
	7815-L  Richtlinie für die Dorferneuerungs- und Infrastrukturprojekte zur Umsetzung des ELER-Programms 2014 bis 2020 in Bayern
	7904-L  Richtlinie für Zuwendungen zu waldbaulichen Maßnahmen im Rahmen eines forstlichen Förderprogramms (WALDFÖPR 2018)
	Anlage 1: Förderhöchstsätze
	Anlage 2: Fördersätze bei Seilbahnförderung in Euro je fm

	320-A  Zahl der Kammern bei den Arbeitsgerichten und bei den Landesarbeitsgerichten

	II. Veröffentlichungen, die nicht in den Fortführungsnachweis des Allgemeinen Ministerialblatts aufgenommen werden
	Änderung der Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung der Volksrepublik Bangladesch in München
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Dragomir Zdravkov Dimitrov
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Suleiman Dauda Umar
	Änderung der Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung der Republik Liberia in München
	Erteilung eines Exequaturs an Herrn Khalid Bader Th Almutairi
	Mitgliedschaft beim Bayerischen Kommunalen Prüfungsverband

	IV. Nichtamtliche Veröffentlichungen
	Stellenausschreibung
	Literaturhinweise

	Impressum



